
I
n den 70er Jahren des vergangenen 
Jahrhunderts mussten die Zeitgenos-
sen durchaus den Eindruck haben, dass 
sich nicht der Kapitalismus, sondern der 
Sozialismus in der Offensive befindet. 

Genossen hierzulande berichten, wie sie auf 
Weltkarten, die in den Parteibüros hingen, alle 
jene Länder mit roten Fähnchen markierten, die 
sich zu einem sozialistischen Entwicklungsweg 
bekannten. Es wurden ihrer immer mehr.

Ein erheblicher Teil der nachkolonialen Staa-
ten Afrikas, viele Länder des arabischen Raums 
und nicht wenige Nationen Asiens schlugen die-
se Richtung ein. In Kuba hatten 1959 Guerilleros 
mit Fidel Castro und Che Guevara an der Spitze 
den mit Washington verbündeten Diktator Ful-
gencio Batista verjagt und alsbald begonnen, 
die Niederlassungen von US-amerikanischen 
Unternehmen zu verstaatlichen. Nachdem 1970 
Salvador Allende, der Kandidat des Volksfront-
bündnisses Unidad Popular, zum Präsidenten 
gewählt worden war, stellte die neue Regie-
rung in Chile ebenfalls die Eigentumsfrage, 

nationalisierte die Kupferminen und enteignete 
chilenische Unternehmen in der Hand von US-
Konzernen.

Die Beseitigung der sozialistischen Regierung 
in Chile am 11. September 1973 und der Aufbau 
eines faschistischen Terrorapparats – übrigens 
mit Unterstützung alter Nazis, die nach 1945 
entkommen waren –, der Oppositionelle gna-
denlos jagte und ermordete, waren ein schwerer 
Schock für das Lager der Fortschrittsleute, aber 
in der zeitgenössischen Wahrnehmung noch lan-
ge nicht das Ende. Kein Jahr später machten pro-
gressive Offiziere unter dem Jubel der Massen 
Schluss mit der Salazar-Diktatur. Portugals Nel-
kenrevolution im April 1974 entließ dann rasch 
Guinea-Bissau, Angola und Mosambik aus der 
kolonialen Beherrschung. Die dortigen antiko-
lonialen Befreiungsbewegungen optierten für 
eine sozialistische Orientierung. 1978 eroberte 
die Demokratische Volkspartei in Afghanistan 
die Macht, 1979 stürzte in Nicaragua die Sandi-
nistische Befreiungsfront den Diktator Somoza, 
im gleichen Jahr übernahm eine nationalrevolu-

tionäre Partei die Macht im karibischen Insel-
staat Grenada.

Noch bis zum Ende des Jahrzehnts konnten 
die Genossen also weitere Fähnchen auf ihre 
Weltkarten stecken und schienen begründeten 
Anlass zu den schönsten Hoffnungen auf ei-
nen Planeten ohne Ausbeutung zu haben. Was 
sie damals kaum wissen konnten: Die Welle 
revolutionärer Erschütterungen brach genau zu 
jener Zeit. Der real existierende Sozialismus 
war auf eine abschüssige Bahn geraten, seine 
Krise jedoch anfangs, zu Beginn der 70er Jahre, 
lediglich latent und daher nur schwer erkennbar.

Der Putsch in Chile und seine Folgen al-
lerdings erweisen sich in der Rückschau von 
einem halben Jahrhundert als sehr viel bedeu-
tungsschwerer denn als bloßer Dämpfer für eine 
Welt auf dem Weg zum Sozialismus. Das Jahr 
1973 markierte mit der Zerstörung des 1944 
geschaffenen Weltwährungssystems, der Durch-
setzung marktradikaler Strategien bzw. einer 
Zurückdrängung des staatlichen Einflusses auf 
die Wirtschaft einen epochalen Wendepunkt, 

eine neue Periode in der Geschichte des Kapita-
lismus wurde eingeleitet. Vor dem Hintergrund 
der damals gerade in Gang gesetzten »dritten 
industriellen Revolution« in der Informations-
technologie hob ein Zeitalter an, das bisweilen – 
ungenau genug – neoliberale Globalisierung 
genannt wird.

Was auch immer sonst damit bezeichnet ist, 
diese Wende bedeutete eine Zurückdrängung der 
Macht der Lohnabhängigen in der gesamten ka-
pitalistischen Welt, und in dieses Zeitalter fällt 
auch der Untergang der sozialistischen Staaten. 
Dieser Umschlag im Weltmaßstab verdichtet 
sich zu einem Tag an einem Ort: dem 11. Sep-
tember 1973 in Santiago. Das Terrorregime der 
Militärjunta in Chile schuf die Voraussetzung, 
gleichsam unter Laborbedingungen neoliberale 
Wirtschaftskonzepte zu probieren, die bald auch 
andernorts Anwendung finden sollten. Insofern 
steht dieser Tag nicht nur für das gewaltsame 
Ende des Versuchs, in Chile eine Ökonomie 
der Gleichheit und Gerechtigkeit aufzubauen, 
sondern auch für eine globale Konterrevolution.

Globale Konterrevolution
Verdichtung von Raum und Zeit. Zur Bedeutung des Putsches in Chile. Von Daniel Bratanovic

Belagert und beschossen. Einheiten des putschenden Militärs haben den Präsidentenpalast im Visier, wohin sich Chiles Präsident Salvador Allende zurückgezogen hatte (Santiago, 11. September 1973)
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Der 15. Juli 1971: Salvador Guil-
lermo Allende Gossens, chi-
lenischer Präsident und vor-
maliger Spitzenkandidat der 

Unidad Popular, befindet sich seit gut 
einem Jahr im Amt und forciert weitere 
Umsetzungen seines ambitionierten Pro-
gramms. Nachdem das Wahlbündnis der 
Unidad Popular am 4.  September  1970 
die Mehrheit aller Stimmen für sich ent-
schied, stehen weitere Veränderungen an. 
Bislang hatte Allende Sozialprogramme 
formuliert, Bildungs- und Gesundheits-
reformen beschlossen, Löhne erhöht und 
Land verteilt; in der Mittagszeit des 15. 
Juli unterzeichnet er im Roten Salon des 
Palacio de La Moneda ein Papier, das 
eine der bedeutendsten Verfassungsrefor-
men Chiles besiegelt. Es schafft die juris-
tischen Voraussetzungen für die Verstaat-
lichung der wichtigsten Industriezweige 
des Landes, allem voran des Kupferberg-
baus; zu diesem Zeitpunkt befanden die 
chilenischen Minen sich noch in privatem 
Besitz US-amerikanischer Konzerne, da-
runter Cerro Corporation, Kennecott und 
Anaconda.

Im Chile des Jahres 1971 verbarg sich 
hinter dem Schlagwort »Nacionalication« 
kein platter Populismus, sondern ein breit 
angelegter Wirtschaftsplan. Dieser Plan 
stellte die Wiederaneignung jener Produk-
tionsmittel in Aussicht, die bislang Waren 
für den Export hergestellt hatten  – er soll-
te den Weg zur ökonomischen Unabhän-
gigkeit einer noch jungen sozialistischen 
Republik ebnen. Anfangs stieß Allende 
dabei auf erhebliche Probleme: Das de-
zentrale Flickwerk aus Fabriken, Bergwer-
ken und anderen Industriezweigen – eini-
ge waren erst seit kurzem nationalisiert, 
andere standen bereits unter staatlicher 
Kontrolle – ließ sich schwer koordinie-
ren; zudem mangelte es an Konzepten zur 
Administration des expandierenden Indus-
triesektors mit seiner wachsenden Zahl 
von Beschäftigten. Allende beauftragte 
Fernando Flores, den technischen Direktor 
der chilenischen Wirtschaftsförderungs-
behörde Corfo und späteren chilenischen 
Finanzminister sowie seinen Berater Raul 
Espejo mit dem Konzept einer dezentralen 
Verwaltung sämtlicher Wirtschaftsbetrie-
be; dabei orientierten sich beide nicht am 
hierarchisch-zentralistischen Sowjetmo-
dell, sondern entwickelten kybernetische 
Ansätze zur Steuerung der verstaatlichten 
Industrie. Das Projekt »Cybersyn« war ge-
boren – benannt nach der angestrebten 
Synthese von Kybernetik und Synergie.

Cybersyn war – anders als das US-
amerikanische Arpanet – kein informa-
tionstechnologisch hochgerüstetes Netz-
werk für den exklusiven Datenverkehr, 
sondern ein offenes Experiment zur be-
darfsgerechten gesamtwirtschaftlichen 
Planung. Die technischen Möglichkeiten 
waren von Beginn an jedoch begrenzt: 
Während der Amtszeit Allendes war 
der Computerkonzern IBM in Chile aus 
Angst vor möglicher Verstaatlichung nur 
noch eingeschränkt tätig, infolge der an-
haltenden Blockade durch die Nixon-
Regierung konnte die sozialistische 
Republik kaum US-Großtechnologien 
importieren. Statt dessen sah man sich 
gezwungen, auf Vorhandenes zurückzu-
greifen und Altbewährtes neu zu nutzen: 
Von der Vorgängerregierung hatte Al-
lende 500 Telexgeräte übernommen, sie 
bildeten die technische Basis für Cyber-
syn. Per Fernschreiber ließen sich elek-
tronische Textnachrichten quer durch 
das ganze Land verschicken, je einer 
davon stand in jeder Fabrik, verbunden 
mit zwei Großrechnern im Kontrollraum 
von Santiago de Chile. Die Telexgeräte 
lieferten täglich neue Daten zu aktuel-
len Rohstoffniveaus, quantifizierbare 
Informationen dieser Art bildeten die 
Basis für die statistische Aufbereitung, 
Entscheidungen über den weiteren Ver-
lauf einer Branche wurden oft noch am 
selben Tag getroffen.

Im Jahr 1973 nahm das sechsköpfige 
Cybersyn-Team um Flores und Espejo 
seine Arbeit im Herzen von Santiago de 
Chile auf. Die Cybersyn-Zentrale bestand 
aus einem sechseckigen Raum, ausge-
stattet mit sieben drehbaren Sesseln aus 
weißem Fiberglas. An ihren Armlehnen 
befanden sich nebst Aschenbechern und 
Einbuchtungen für Whiskygläser auch 
Knöpfe mit geometrischen Formen, die 
den erneuten Abruf der auf einem rie-
sigen Monitor frontal im Raum präsen-
tierten Zahlenkolonnen möglich machten. 
Alle Informationen, die den Kontroll-
raum erreichten, passierten die Relais von 
IBM-Mainframe-Computern. Das dar-
auf implementierte Programm arbeitete 
mit Bayes-Filtern und wurde von dem in 
Stanford ausgebildeten chilenischen In-
formatiker Isaquino Benadof entwickelt. 
In ihren Grundzügen basiert die Software 

auf einer einfachen Input-Output-Matrix: 
In der senkrechten Leiste einer Matri-
ze werden die Branchen notiert, in der 
waagerechten die Ressourcen. Liest man 
sie horizontal, erkennt man, wohin der 
Output  – also die fertigen Waren einer 
Branche – geht, in der senkrechten Abfol-
ge wird ersichtlich, woher die für die Pro-
duktion benötigten Rohstoffe kommen. 
Auf diese Weise ließ sich etwa berechnen, 
wie viel Aluminium, Zinn und Kupfer 
benötigt wurden, um eine Glühbirne her-
zustellen.

Des weiteren trägt Cybersyn die Hand-
schrift des britischen Kybernetikers 
und Managementtheoretikers Anthony 
Stafford Beer, der 1971 im Auftrag von 
Fernando Flores nach Chile reiste. Beer 
hat die technische Infrastruktur hinter 
Cybersyn mit einem auf sensorischen 
Übertragungen basierenden Nerven-
system verglichen und naturalisierende 
Analogien zwischen zerebralen Vor-
gängen und Datenleitungen hergestellt. 
Cybersyn war jedoch kein vom techno-
fetischistischen Versprechen auf unbe-
grenzte Geschwindigkeit getriebenes, 
akzeleratonistisches Unternehmen, viel-
mehr handelte es sich um ein technolo-

gisch unterstütztes Pilotprojekt für eine 
sozialistische Ökonomie der Planung. 
Informationen zu Verbrauch und Produk-
tion in den Wirtschaftszweigen Energie, 
Kupfer, Stahl, Petrochemie, Fischfang 
und Transport wurden erstmals quan-
titativ erfasst, elektronisch übertragen 
und in ein Verhältnis zueinander gesetzt. 
Erst durch Interpretation wurde aus ei-
ner schier endlos erscheinenden Flut an 
Informationen ein geordnetes Ganzes: 
Die statistischen Auswertungen ermög-
lichten Rückschlüsse auf Künftiges und 
Analysen des Vergangenen, ökonomi-
sche Entwicklungen konnten antizipiert, 
und bei absehbaren Engpässen konnte 
adäquat reagiert werden.

Die aus dieser Richtung kommenden 
Signale hat Salvador Allende früh ver-
nommen. Während des CIA-gestützten 
Streiks der chilenischen Transportunter-
nehmen im Oktober 1972 organisierte er 
200 loyale Lkw-Fahrer, die selbst wäh-
rend der Krise die Verfügbarkeit von le-
benswichtigen Gütern sicherstellen konn-
ten. Ein Telex im Transportministerium 
half ihm dabei, die Bevölkerung selbst im 
Ausnahmezustand noch mit dem Nötigs-
ten zu versorgen.

Im Takt der Fernschreiber
Kybernetik und Synergie. Mit Cybersyn schuf Salvador Allende die Grundlagen für eine 
dezentral gesteuerte Nationalökonomie. Von Barbara Eder

Arbeiter vor den nationalisierten Ford-Werken in Casablanca (28.5.1971)
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Nachdem Bilder und Berichte 
über den Tod Salvador Allen-
des und den blutigen Militär-
putsch die Welt erschütterten, 

kamen Details über die Rolle der USA und 
ihres Auslandgeheimdienstes bei deren 
Vorbereitung und Ausführung ans Licht. 
Die Machtübernahme der Faschisten war 
auch das Ergebnis jahrelanger CIA-Aktivi-
täten. Mehrere US-Präsidenten hatten dafür 
gesorgt, dass in Chile keine den USA nicht 
genehme Regierung überleben würde.

Unentwegte Wühlarbeit
Die CIA war 1958 auf den 50jährigen 
Marxisten Salvador Allende aufmerksam 
geworden, der bei den Präsidentschafts-
wahlen überraschend fast 29 Prozent der 
Stimmen erreicht hatte und nur knapp von 
seinem rechtskonservativen Kontrahen-
ten geschlagen wurde. Sechs Jahre später 
wurden Allende erneut gute Chancen ein-
geräumt. Doch inzwischen hatte in Kuba 
eine Revolution gesiegt, die CIA-Invasion 
in der Schweinebucht war kläglich ge-
scheitert, und Fidel Castro hatte das Land 
in das sozialistische Lager integriert. 
Zwei Jahre vor den nächsten chilenischen 
Wahlen vom September 1964 billigte US-
Präsident John F. Kennedy ein Programm 
für einen politischen Feldzug zur Ver-
hinderung einer Präsidentschaft Allen-
des. Der Nachrichtendienst schuf Kanäle, 
durch die Millionen Dollar zugunsten des 
christdemokratischen Kandidaten Eduar-
do Frei nach Chile flossen. Einem Bericht 
des US-Senats zufolge übernahm die CIA 
mehr als die Hälfte seiner Wahlkampfkos-
ten, bezahlte Journalisten und bestach Ge-
werkschafter. Frei gewann die Wahl. Doch 
Allende galt weiterhin als Gefahr für die 
Interessen der Vereinigten Staaten in der 
von ihnen als ihr Hinterhof betrachteten 
Region. Es ging um Rohstoffe wie Kupfer 
oder Salpeter und mehr. Unter Kennedy 
hatten US-Banken und -Konzerne riesige 
Summen für ein Programm in Chile in-
vestiert, um das Land als »wohlhabende 
Alternative« zu Kuba darzustellen.

Der Versuch misslang. Die sozialen 
Spannungen wuchsen. 1966 wurde Allen-
de zum Präsidenten des Senats gewählt. 
Er reiste nach Kuba und Vietnam und 
wurde von der mittlerweile gegründeten 
»Unidad Popular« als Kandidat für die 
Präsidentschaftswahlen im Jahr 1970 
aufgestellt. Im Weißen Haus und dem 
CIA-Hauptquartier in Langley schrillten 
die Alarmglocken. »Ich sehe nicht ein, 
weshalb wir zulassen sollten, dass ein 
Land nur wegen einer unverantwortlichen 
Haltung seiner Bevölkerung marxistisch 
wird«, erklärte der Sicherheitsberater von 
US-Präsident Richard Nixon, Henry Kis-
singer, im Juni 1970. Erneut investierte 
die CIA  Millionen, um Allende zu dis-
kreditieren und seine Wahl zu verhindern. 
In Chile wurde die Kampagne gegen den 
Präsidentschaftskandidaten von Botschaf-
ter Edward M. Korry und dem Leiter des 
CIA-Büros in Santiago, Henry Heckscher, 
koordiniert. Heckscher hatte Erfahrungen 
mit dem Versuch der Destabilisierung von 
Regierungen in Guatemala und Deutsch-
land gesammelt. Als Leiter des CIA-Bü-
ros in Westberlin hatte er am 17. Juni 1953 
gebeten, Waffen an die »Aufständischen« 
in der DDR zu liefern.

Trotz subversiver Kampagnen erziel-
te Allende am 4. September 1970 mit 
36,4 Prozent der Stimmen das beste Ergeb-
nis. Nach der Verfassung musste der Kon-
gress es innerhalb von 50 Tagen nur noch 
ratifizieren. Nun setzten die CIA und ihre 
Auftraggeber alles daran, den gewählten 
Präsidenten so schnell wie möglich wieder 
loszuwerden. Eine Woche nach der Wahl 
wurde Augustín Edwards, ein Gegner Al-
lendes und CIA-Vertrauter, in Washington 
von Kissinger empfangen. Edwards gehör-
ten die meisten Kupferminen in Chile, die 
größte Zeitung des Landes, El Mercurio, 
und die Abfüllfabrik für Pepsi Cola. Auf 
Empfehlung Kissingers besprach Edwards 

mit CIA-Direktor Richard Helms dann im 
Hilton-Hotel Möglichkeiten und Zeitplan 
für einen Militärputsch. Für dessen publi-
zistische Vorbereitung stellte die CIA Ed-
wards und seiner Zeitung eine Summe von 
1,95 Millionen Dollar zur Verfügung.

Am 16. September erklärte Helms, Präsi-
dent Nixon habe den Auslandsgeheimdienst 
aufgefordert, Allende »um jeden Preis« am 
Amtsantritt zu hindern oder ihn wieder aus 
dem Amt zu vertreiben. Die CIA hatte da-
für zwei Strategien entwickelt. Zunächst 
sollten die USA ihre wirtschaftliche Stärke 
und ihren Einfluss nutzen und »Chile und 
die Chilenen zu äußerster Not und Armut 
verdammen, um auf diese Weise einen 
Volksaufstand zu provozieren«. Wenn diese 
Maßnahmen keinen Erfolg hätten, bliebe 
als zweite Option der Militärputsch. Nixon 
und Kissinger stimmten zu, wiesen aber 
darauf hin, dass alle Operationen verdeckt 
durchzuführen seien, um die Urheberschaft 
der USA und ihrer Dienste zu verbergen. 
Nixon bewilligte zehn  Millionen Dollar, 
um Allendes Position zu unterminieren und 
in Chile politisches und wirtschaftliches 
Chaos zu stiften.

Komplott und Kampagne
CIA-Agenten bauten ein Netz aus Mi-
litärs und politischen Saboteuren auf, 
die versuchten, die Loyalität der Streit-
kräfte zu untergraben. Botschafter Korry 
dämpfte die Erwartungen und warf ein, 
die Putschpläne hätten »keine Chance«, 
solange der verfassungstreue General Re-
né Schneider Chef des Heeresstabes sei. 
Daraufhin wurde Schneider am 22.  Ok-
tober 1970 von einem von der CIA unter-
stützten Killerkommando überfallen und 
angeschossen. Er erlag am 25. Oktober, 
einen Tag, nachdem Allende vom Kon-
gress mit 153 zu 35 Stimmen als Präsident 
bestätigt worden war, seinen Verletzun-
gen.

Neben Angriffen auf die Wirtschaft, Ter-
roranschlägen und Morden in Chile finan-

zierte die CIA Medienkampagnen in der 
westlichen Welt. Im Januar 1978 veröffent-
lichte die New York Times einen Beitrag mit 
der Überschrift »Die CIA errichtete und 
manipulierte ein weltweites Propaganda-
netz«. Dem Artikel zufolge hatte der US-
Geheimdienst Millionen Dollar für Berich-
te, Leitartikel und Sendungen ausgegeben, 
um Allende und seine Regierung zu dis-
kreditieren. Die sozialpolitischen Erfolge 
der Unidad Popular wurden in westlichen 
Medien unterschlagen. Berichte über an-
geblichen Hunger, Gewalt und Chaos in 
Chile häuften sich. Den Stoff dafür lieferten 
Aktionen wie die von Frauen aus wohlha-

benden Stadtteilen, die bei Demonstrati-
onen auf leere Kochtöpfe schlugen oder 
ein Streik von Transportunternehmern und 
Lkw-Fahrern, die ebenfalls von der CIA 
unterstützt wurden.

Schließlich führte die jahrzehntelange 
Wühlarbeit in Chile zum gewünschten Er-
gebnis. Zwölf Jahre nach der Niederlage 
von CIA-Söldnern bei der Invasion in Ku-
bas Schweinebucht meldete Langley: »Der 
Putsch fand am 11. September statt. Er ging 
rasch und blutig über die Bühne.« Einer 
seiner Drahtzieher, Henry Kissinger, wurde 
im selben Jahr mit dem Friedensnobelpreis 
ausgezeichnet.

Langleys Hinterhofpolitik
Wie die CIA am Putsch gegen Allende mitwirkte. Von Volker Hermsdorf

Für die USA inakzeptable Zustände. Kubas Staatschef Fidel Castro zu Besuch bei Chiles Präsident Salvador Allende, November 1971
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Gestern Chile-
 heute Cuba?

 In Chile errang 1970 mit Salvador 

Allende ein Marxist per Wahlen das

höchste Amt im Staat. Seinen de-

mokratischen Weg beendete vor 50

Jahren ein blutiger Militärputsch. Er

erfolgte in direkter Verschwörung mit 

Washington und ermöglichte den 

Beginn eines Neoliberalismus, der 

bei Ausschaltung des Widerstandes 

der                Bevölkerung krasse

                      soziale Ungleichheit

                            h
ervor-

                             

     brachte. Fidel Castro hatte vor

 der gefährlichen Illusion eines un-

vorbereiteten Kampfes gewarnt und 

schenkte Salvador Allende ein Ge-

wehr. Allende wurde vom Volk sehr

geliebt, er hatte das Land revolutio-

niert und umgestaltet, verstaatlich-

te Industrieunternehmen und ver-

teilte Agrarland neu. Doch die USA 

erlaubten kein zweites Cuba. Die 

Wirtschaft sollte in ausländischer 

Hand bleiben. Ein Land, in dem „der

würdige Mensch dem Aufbau einer 

besseren Gesellschaft entgegen-

geht“, wie es Allende in seiner Ab-

schiedsrede propagierte, ist in Cu-

ba weiterhin das Ziel. Die USA und 

ihre Verbündeten haben es trotz 

Wirtschaftsblockade, Medienkrieg 

und Subversion nicht geschafft, 

das cubanische Volk zu entzweien. 

Schluss mit der US-Blockade!
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Im November 2021 gab sich der da-
malige Präsidentschaftskandidat 
Gabriel Boric kämpferisch. »Wenn 
Chile die Wiege des Neoliberalis-

mus in Lateinamerika war, dann wird es 
auch sein Grab sein«, erklärte der Politi-
ker des Frente Amplio zuversichtlich. Mit 
dem Slogan ließ sich zu der Zeit durchaus 
Wahlkampf machen. Nur etwas mehr als 
ein Jahr zuvor hatte sich eine überwälti-
gende Mehrheit in einem Referendum für 
die Ausarbeitung einer neuen Verfassung 
ausgesprochen, die die alte, noch aus der 
Militärdiktatur stammende ersetzen soll-
te. Im Mittelpunkt der Massenproteste 
von 2019 stand die Kritik an der großen 
Ungleichheit im Land  – eine Folge des 
Neoliberalismus, dessen Ursache wiede-
rum in der geltenden Verfassung gesehen 
wurde.

Heute ist Boric Staatschef des süd-
amerikanischen Landes, eine Abkehr 
vom neoliberalen Wirtschafts- und Ge-
sellschaftsmodell ist allerdings nicht ab-
sehbar. Am 4. September 2022 votierten 
62  Prozent der Wähler gegen einen zu-
vor von einem Konvent ausgearbeiteten 
Verfassungsentwurf, der einen deutlichen 
Bruch mit dem gültigen Text bedeutet hät-
te. Anfang Juni 2023 legte eine sogenann-
te Expertenkommission nach dreimonati-
ger Arbeit einen neuen Entwurf vor. Auf 
dieser Grundlage macht nun ein Verfas-
sungsrat weiter, dessen Mitglieder im 
Mai gewählt worden waren. Er wird von 
der Rechten dominiert, allein der Partido 
Republicano, dessen Vorsitzender José 
Antonio Kast mehrfach öffentlich seine 
Bewunderung für den ehemaligen Dik-
tator Augusto Pinochet ausgedrückt hat, 
verfügt über 22 der 51 Sitze.

Die Verfassung, die ersetzt werden soll, 
stammt aus dem Jahr 1980. Trotz Verände-
rungen, die in den Jahren 1989 und 2005 
vorgenommen worden waren, hat sich ihr 
grundsätzlicher Charakter bis heute nicht 
geändert. Ihre Geschichte reicht jedoch 
weit vor das Jahr 1980 zurück und ist un-
trennbar mit dem Militärputsch gegen den 
sozialistischen Präsidenten Salvador Al-

lende am 11. September 1973 verbunden. 
Zwar war der Staatsstreich kein Teil ei-
nes neoliberalen Masterplans. Trotzdem 
schuf er die Voraussetzungen für die Im-
plementierung des heutigen chilenischen 
Wirtschafts- und Gesellschaftsmodells.

Im September 1970 hatte Allende als 
Kandidat des Linksbündnisses Unidad 
Popular (UP) mit 36,6  Prozent einen 
knappen Vorsprung bei den Präsident-
schaftswahlen erlangt und war dann vom 
Parlament gewählt worden. Sein Verspre-
chen eines »demokratischen Wegs zum 
Sozialismus« umfasste die Vertiefung 
dreier Kernvorhaben, die bereits von vor-
herigen Regierungen angestoßen worden 
waren. So sollten Schlüsselindustrien 
verstaatlicht, die unter seinem Vorgän-
ger Eduardo Frei begonnene Landreform 
vertieft und mittels Sozialprogrammen 
der gesellschaftliche Reichtum umverteilt 
werden. Diese Maßnahmen sollten mit 
einer Umgestaltung des Staates hin zu 
einem »Estado Popular« einhergehen  – 
einer Gesellschaft, in der die Macht tat-
sächlich vom Volke ausgeht.

Chicago Boys und Staatsterror
Kapitaleigner und Großgrundbesitzer 
setzten seit Tag eins der Regierung Al-
lende auf deren Destabilisierung. Dabei 
konnten sie auf die tatkräftige Unterstüt-
zung Washingtons zählen. Bereits 1970 
hatte US-Präsident Richard Nixon die 
CIA angewiesen, die chilenische Wirt-
schaft »zum Schreien zu bringen«, wie 
aus lange unter Verschluss gehaltenen 
Geheimdokumenten hervorgeht. Auf 
Druck der USA wurde die Allende-Re-
gierung von der Kreditvergabe der Welt-
bank und der Interamerikanischen Ent-
wicklungsbank ausgeschlossen. Zudem 
blockierte die Nixon-Administration 
die Umschuldung von chilenischen Ver-
bindlichkeiten im Ausland. So wurden 
die Produktivität gedrosselt, Investitio-
nen erschwert und die chilenische Wirt-
schaft von den internationalen Märkten 
abgeschnitten. Die Folge: eine schwere 

Wirtschaftskrise, die 1973 ihren Höhe-
punkt erreichte.

Für die chilenische Rechte wurden 
mit dem Amtsantritt von Allende und 
dessen Unidad Popular die schlimmsten 
Alpträume wahr. Sie begann sich zu ra-
dikalisieren. Bei immer größeren Teilen 
der Bourgeoisie sowie rechtskonservati-
ver Kreise bildete sich die Überzeugung 
heraus, ein »radikaler Bruch« mit der 
Regierung sei notwendig – worunter im-
mer häufiger auch ein Militärputsch ver-
standen wurde. Zum »radikalen Bruch« 
gehörte ebenfalls mehr und mehr der 
Wunsch, die Wirtschaft wie die gesamte 
chilenische Gesellschaft konterrevoluti-
onär umzugestalten.

Diese sich bei den Mächtigen langsam 
durchsetzende Haltung schuf für eine 
Gruppe chilenischer Ökonomen  – die 
sogenannten Chicago Boys – beste Vo-
raussetzungen für ihre Überzeugungs-
arbeit. Sie konnten so ihren Einfluss in 
wichtige Kreise der chilenischen Gesell-
schaft ausdehnen. 1956 hatte die School 
of Economics der Chicago University 
eine Kooperationsvereinbarung mit der 
Pontificia Universidad Católica de Chile 
(PUC) abgeschlossen. Die beinhaltete 
unter anderem ein Austauschprogramm 
für Professoren sowie ein Stipendien-
programm für chilenische Studenten, 
die an die US-Hochschule geschickt 
wurden. Die Universität in Chicago, an 
der seit 1946 Milton Friedman lehrte, 
galt bereits damals als führend für das 
globale neoliberale Projekt.

Finanziert wurde die Vereinbarung 
über Umwege von der US-Regierung, 
die den zu der Zeit in Chile vorherr-
schenden strukturalistisch bis marxis-
tisch geprägten Wirtschaftswissenschaf-
ten eine Ideologie des freien Marktes 
entgegenstellen wollte. Anfangs be-
schränkte sich ihr Einfluss jedoch auf 
die recht unbedeutende Wirtschaftsfa-
kultät der PUC sowie einige wenige Un-
ternehmer. Das änderte sich erst mit 
dem Amtsantritt von Allende, als die 
von den Chicago Boys vorgeschlagenen 
»Korrekturmaßnahmen« allmählich in 
immer größeren Kreisen der Rechten 
opportun erschienen. Ihrer antikom-
munistischen Hoffnung entsprechend 
sollte mit den Maßnahmen nicht nur 
die UP-Regierung gestürzt, sondern es 
sollten auch sozialistische Ideale schnell 
und endgültig ausgerottet werden – eine 
Konterrevolution des Kapitals.

Bereits direkt mit dem Putsch am 
11. September 1973 bauten die neolibe-
ralen Wirtschaftsideologen der Chicago 
Boys enge Beziehungen zum Militäre-
gime auf. Am 14. September berief Ma-
rineadmiral José Toribio Merino, der 
nach dem Staatsstreich der Junta ange-
hörte, Sergio de Castro zum Berater des 
Wirtschaftsministers. Der führende Chi-
cago Boy sollte später selbst das Wirt-
schafts- sowie das Finanzministerium 
unter Pinochet leiten. Schon am 12. Sep-
tember, nur einen Tag nach dem Putsch, 
hatte die Gruppe der Junta ihre Studie 
»El Ladrillo« (Backstein) ausgehändigt. 
Die Aufsatzsammlung gilt als Grundla-
ge vieler wirtschaftspolitischer Maßnah-

men, die während der Militärdiktatur in 
die Realität umgesetzt wurden.

Zur Rechtfertigung des Staatsstreichs 
diente die Legende, Chile müsse vor 
den »sozialistischen Experimenten« 
der Unidad Popular gerettet werden. 
So wiederum wurden alle folgenden 
Verbrechen und Verletzungen der Men-
schenrechte als »notwendige Übel« le-
gitimiert. Eine wirtschaftliche Moderni-
sierung des Landes wurde als dringend 
geboten dargestellt, eine Ablehnung jeg-
licher staatlicher Regulierungsmaßnah-
men mit einbegriffen. Über ein klar defi-
niertes Wirtschaftsprogramm verfügten 
die Putschisten nach dem Staatsstreich 
allerdings zunächst nicht. Ziel war vor-
erst, »das Fortschrittsniveau wiederzu-
erlangen, das unser Land hatte und das 
von der marxistischen Regierung von 
Allende drei Jahre lang gestoppt und 
untergraben worden ist«, wie Pinochet 
selbst erklärte.

Eine notwendige Voraussetzung dafür 
war der organisierte Staatsterror, der ge-
gen Anhänger der UP-Regierung, andere 
Linke und insgesamt die organisierte 
Arbeiterschaft vom Zaun gebrochen 
wurde. Er erst ermöglichte, dass Chi-
le zum »Labor des Neoliberalismus« 
wurde. 1975 nahm die Junta den »Plan 
de Recuperación Económica« (Plan 
zur wirtschaftlichen Erholung) an – die 
»Schocktherapie«, die Friedman für 
Chile gefordert hatte. Fast zwei Jahr-
zehnte nach Beginn des Austauschpro-
gramms zwischen der Pontificia Univer-
sidad Católica und der Chicago Univer-
sity bot sich nun die Möglichkeit, nicht 
nur mit den unter der Unidad Popular 
gemachten Fortschritten aufzuräumen, 
sondern sogleich die seit Jahrzehnten im 
Land wirksamen Beschränkungen für 
die Wirtschaft aus dem Weg zu räumen. 
Dank der Diktatur war keinerlei Ge-
genwehr von Arbeiterorganisationen zu 
befürchten.

Die neoliberalen Vorgaben – Privati-
sierungen, Deregulierungen und drasti-
sche Einschnitte bei Staats- und insbe-
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Die langen Wellen der 
Konterrevolution
Mit dem Putsch von 1973 wurde der Neoliberalismus in Chile gewaltsam 
installiert. Das wirkt bis heute nach. Von Frederic Schnatterer
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sondere Sozialausgaben – wurden in die 
Praxis umgesetzt. Zu den Maßnahmen 
gehörten die Privatisierung praktisch al-
ler zuvor staatlichen Unternehmen, Ban-
ken und Versorgungseinrichtungen, die 
radikale Reduzierung von Zöllen sowie 
die brutale Kürzung öffentlicher Ausga-
ben. Zwischen 1973 und 1979 strich die 
Junta ihre Ausgaben von 40 Prozent des 
Bruttoinlandsprodukts auf 26  Prozent 
zusammen. Große Teile des Bildungs-, 
des Renten- sowie des Gesundheitssys-
tems wurden privatisiert  – und sind es 
bis heute. Im Jahr 1980 befanden sich 
von 400 Unternehmen, die zum Zeit-
punkt des Putsches staatlich gewesen 
waren, nur noch 15 in öffentlicher Hand. 
Die an den Schaltstellen in zahlreichen 
Ministerien sitzenden Chicago Boys hat-
ten freie Hand.

Die Pinochet-Verfassung
Nur wenige Tage nach dem Staatsstreich 
erhielt der rechtskonservative Jurist Jai-
me Guzmán, ebenfalls von der PUC, 
den Auftrag, eine Verfassung für die Mi-
litärjunta auszuarbeiten. Später wurde 
eine Kommission gegründet, der weitere 

ultrarechte Intellektuelle und Politiker 
angehörten. Nach fünfjähriger Arbeit 
präsentierten die Mitglieder der soge-
nannten Comisión Ortúzar am 17.  Ok-
tober 1978 einen ersten Verfassungsent-
wurf. Nach weiterer Revision durch die 
Militärjunta wurde die Konstitution am 
11. September 1980 in einer keineswegs 
freien Volksabstimmung angenommen.

Die Pinochet-Verfassung bildet die 
Grundlage des bis heute in Chile herr-
schenden neoliberalen Wirtschafts- und 
Gesellschaftsmodells. Sie legt fest, dass 
die Rolle des Staates auf ein Minimum 
reduziert ist und garantiert Kapitalinter-
essen Vorrang gegenüber sozialen Grund-
rechten. So wie das Individuum in nahezu 
allen Lebensbereichen auf seine Rolle 
als Wirtschaftsakteur reduziert wurde, 
»atomisierte« sich die chilenische Gesell-
schaft. Darüber hinaus bestand die Funk-
tion der Verfassung von 1980 auch darin, 
den Bestand der nach 1973 eingeführten 
Ordnung auch über das formale Ende 
der Diktatur hinaus zu garantieren. So 
setzt sie demokratischen Veränderungs-
möglichkeiten enge Grenzen. Sie schuf 
Institutionen und Mechanismen, die es 
Diktaturanhängern und anderen Rechten 

ermöglichen, grundlegendere Reformen 
des Wirtschafts- und Gesellschaftssys-
tems zu blockieren. Hierin liegt ihr bis 
heute wirkmächtiges Erbe: Die Verfas-
sung zementiert das neoliberale Politik-
verständnis, das allen demokratischen 
Mechanismen grundsätzlich misstraut.

Auch wenn die internationale Rech-
te die Auswirkungen des neoliberalen 
Umbaus Chiles in höchsten Tönen lob-
te: Von einem »ökonomischen Wun-
der«  – den Begriff prägte Friedman in 
bezug auf die chilenische Entwicklung 
am 25. Januar 1982 in seiner Kolumne 
in Newsweek  – kann keine Rede sein. 
Mit der Wirtschaftsleistung des Landes 
ging es bergab. Leidtragende waren die 
Beschäftigten, Frauen und Kleinbauern. 
Zwischen 1973 und 1980 sank der Durch-
schnittslohn eines Arbeiters um 17  Pro-
zent. Die Erwerbslosenquote stieg rapide 
an und erreichte 1982 fast 30 Prozent. Als 
Chile 1990 formal zur bürgerlichen De-
mokratie zurückkehrte, lebten selbst nach 
offiziellen Angaben rund 45 Prozent der 
Bevölkerung unterhalb der Armutsgren-
ze. Die reichsten zehn Prozent hatten ihr 
Vermögen während der Militärdiktatur 
indes fast verdoppeln können.

Massenverarmung und stetig wach-
sende Ungleichheit führten zu immer 
mehr Protesten, insbesondere infolge der 
Schuldenkrise 1982, die auch Chile hart 
traf. Die Verfassung von 1980 sah die 
Möglichkeit vor, 1988 mittels eines Re-
ferendums darüber abstimmen zu lassen, 
ob Pinochet weitere acht Jahre an der 
Macht bleiben solle. Trotz des eindeuti-
gen »Nein« im Plebiszit und des Sieges 
einer »Mitte-links«-Koalition – der soge-
nannten Concertación – bei den Wahlen 
im folgenden Jahr blieben grundsätzliche 
Veränderungen am neoliberalen Wirt-
schafts- und Gesellschaftsmodell aus. 
Vielmehr passten die folgenden Concerta-
ción-Regierungen nach 1990 das vorherr-
schende Modell an den neuen institutio-
nellen Rahmen an. Manche Beobachter 
sprechen daher davon, dass es so gefestigt 
wurde.

Das Erbe der Junta
Das Ende der Pinochet-Diktatur wurde 
auf einem von der Militärjunta selbst 
konzipierten Wege erreicht. Auch des-
wegen geriet ihr Erbe in den Folge-
jahren nie ernsthaft in Gefahr  – trotz 
vereinzelter größerer Mobilisierungen 
beispielsweise von Studierenden oder 
der Bewegung gegen das private Renten-
versicherungssystem AFP. Das änderte 
sich erst mit der »sozialen Revolte« 
von 2019, als innerhalb weniger Wo-
chen Hunderttausende auf die Straßen 
gingen, sich in Stadtteilkomitees orga-
nisierten und über alternative Gesell-
schaftsentwürfe diskutierten. Sie hatten 
das neoliberale Modell als Ursache für 
die extremen sozialen Ungleichheiten 
und Ungerechtigkeiten in Chile erkannt. 
Plötzlich schien es, als stünde der Neo-
liberalismus in Chile unmittelbar vor 
seinem Ende.

Das böse Erwachen kam mit dem 
eindeutigen Nein zum ausgearbeiteten 
Verfassungsentwurf am 4. September 
2022. Chiles Staatspräsident Boric, der 
gemeinsam mit der Kommunistischen 
Partei regiert, ist heute weit davon ent-
fernt, den Neoliberalismus zu Grabe zu 
tragen. Zwar wird die Verfassung von 
1980 durch eine neue ersetzt werden. 
Dass sich die neue Konstitution aller-
dings grundlegend vom aktuell gültigen 
Text aus der Pinochet-Diktatur unter-
scheiden wird, ist unwahrscheinlich. 
Angesichts der im Konvent herrschen-
den Dominanz rechter Abgeordneter ist 
es sogar gut möglich, dass die Chile-
ninnen und Chilenen am 17. Dezember 
über einen noch reaktionäreren Entwurf 
abstimmen müssen. Die Konterrevolu-
tion, die die Allende-Regierung stürzte, 
ist heute noch nicht beendet.
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Chiles radikalkapitalistische Wirtschaftspolitik stützte sich auf den terroristischen Gewaltapparat des Militärs (das zum 
Internierungslager umgewandelte Nationalstadion in Santiago, September 1973)
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S ie sind seit den 1990er Jahren 
als Menschenrechtsaktivist 
daran beteiligt, die Verbre-
chen der Colonia Dignidad 

aufzuarbeiten. Was war die Colonia 
Dignidad?

Bei ihr handelte es sich um eine Gruppe von 
etwa 300 bundesdeutschen Staatsbürgern, 
die größtenteils zwischen 1961 und 1963 
nach Chile ausgewandert waren. Ihr An-
führer war Paul Schäfer, ein Laienprediger, 
der in der Nachkriegszeit bei der evangeli-
schen Kirche als Leiter von Jugendgruppen 
beschäftigt war. Er wurde immer wieder 
entlassen, weil es Gerüchte über sexuellen 
Missbrauch gab, was allerdings dem da-
maligen Zeitgeist entsprechend unter den 
Teppich gekehrt wurde. Nachdem erstmals 
Strafanzeige gegen ihn gestellt worden 
war, begann er mit seinen Anhängern seine 
Flucht vor der deutschen Justiz zu planen. 
Die Wahl fiel auf Chile, wo ein Grundstück 
am Fuße der Anden erworben wurde, fast 
400 Kilometer südlich der Hauptstadt San-
tiago.

Sie sprechen von einem »System 
Colonia Dignidad«. Was ist darunter 
zu verstehen?

Das System Colonia Dignidad bestand ei-
nerseits aus der Siedlung selbst, anderer-
seits aus Unterstützungsstrukturen sowohl 
in Chile als auch in der BRD – in Politik, 
Wirtschaft und Militär. Die Colonia war ein 
Staat im Staate. Alles wurde über Kontakte 
geregelt, über ein Lobbynetzwerk in der 
Region und dann während der Diktatur bis 
hoch zu Pinochet und zum Geheimdienst-
chef Manuel Contreras. Das heißt: Einer-
seits war die Colonia Dignidad  – wenn 
wir auf die Zeit der Militärdiktatur schau-
en – ein Schlüsselakteur bei der Repression. 
Andererseits war sie auch immer ein eigen-
ständiger Akteur mit eigenen Interessen.

Bereits während der Regierungszeit 
von Salvador Allende begann die 
Führung der Colonia Dignidad, ein 
Bündnis mit Rechtsradikalen und 
Großgrundbesitzern der Region auf-
zubauen.

Vor der Diktatur war die Macht der Colonia 
bei weitem nicht so abgesichert wie unter 
Pinochet. Infolge einer Flucht aus der Sied-
lung 1966 geriet sie in die Schlagzeilen, 
auch international. Das war durchaus ein 
Moment, in dem sie gefährdet war. Die Re-
aktion war eine Ausweitung des Unterstüt-
zungsnetzwerks. Hinzu kam die von Allen-
de angestrengte Landreform, von der auch 
die Colonia hätte betroffen sein können.

Wie sah die Vernetzung mit ultrarech-
ten Gruppierungen aus?

Die Führung der Colonia Dignidad besorg-
te sich Waffen auf dem Schwarzmarkt in der 
Bundesrepublik, die dann nachgebaut wur-
den  – Maschinengewehre, Handgranaten 
und andere Waffen und Waffenbestandteile. 
Auch an militanten Aktionen rechtsextre-
mer Gruppen gegen die Allende-Regierung 
war die Colonia beteiligt. Die Gruppe Pat-
ria y Libertad wurde mit Waffen unterstützt. 

Die Siedlung wurde für militärische Trai-
nings zur Verfügung gestellt.

Welche Rolle spielte die Colonia 
Dignidad bei den Vorbereitungen des 
Militärputsches gegen Allende?

Viele der späteren Putschisten haben die 
Siedlung besucht oder standen in Kontakt 
zu ihr. Es ist davon auszugehen, dass die 
Colonia Dignidad im Vorfeld vom Putsch 
wusste. Sie war daran beteiligt, Radio 
Agricultura in den Tagen vor dem 11. Sep-
tember 1973 militärisch zu befestigen. So 
wurde abgesichert, dass das Putschisten-
kommuniqué von dort ausgestrahlt werden 
konnte. Die Colonia stellte am Tag des Put-
sches und danach Leibwachen für führende 
Militärs.

Welche Funktion hatte die Colonia 
Dignidad für die Pinochet-Diktatur?

Sie stellte ihr Gelände zur Verfügung, ein 
sehr abgelegener und militärisch befestig-
ter Ort. Das waren perfekte Bedingungen 
für einen irregulären Geheimdienst wie die 
Dina (Dirección de Inteligencia Nacional, 
jW), die mittels Terror und Entführungen, 
Verschwindenlassen, Folter und Mord 
agierte. In der Colonia Dignidad wurde ein 
Folterzentrum errichtet, es wurden Waffen- 
und Sprengstoffschulungen durchgeführt. 
Die Siedlung wurde zur Haft- und Verhör-
stätte für politische Gefangene. Und auch 
zur Tötungsstätte, in der schätzungsweise 
mehr als 100 Menschen ermordet wurden. 
Die Identität keiner dieser ermordeten Per-
sonen ist bis heute geklärt, sie gehören zu 
den mehr als 1.000  Verschwundenen der 
Diktatur. Außerdem verfügte die Colonia 
Dignidad über ausgefeilte technologische 
und Überwachungssysteme, die die Dina 
nutzte.

Blieb es bei der Unterstützung durch 
Technik?

Mit der Zeit wurde es für Pinochet schwieri-
ger, sich über offizielle Wege mit Waffen zu 

versorgen. Die Colonia verfügte über Kon-
takte zu Waffenhändlern in der Bundesre-
publik und anderorts, über die sie Geschäf-
te einfädelte. Eine Schlüsselfigur war der 
ehemalige SS-Mann Gerhard Mertins. In 
den 60ern gründete Mertins die Merex AG, 
die mit Überschusswaffen der Bundeswehr 
handelte. Mertins arbeitete auch für den 
BND unter dem Decknamen Uranus. Für 
die Colonia war er zentral, vor allem als 
Lobbyist. Zur Diktatur und insbesondere 
zum Dina-Chef Contreras unterhielt Mer-
tins gute Kontakte. Die große Frage ist: Was 
hat er dem deutschen Geheimdienst berich-
tet? Bislang hat der BND quasi keine Akten 
zur Colonia Dignidad freigegeben.

In Ihren Forschungsarbeiten schrei-
ben Sie, beim Fall Colonia Dignidad 
handle es sich um eine zwischenstaat-
liche Angelegenheit. Was ist damit 
gemeint?

Die Verbrechen der Colonia Dignidad wa-
ren einerseits interne Verbrechen gegenüber 
der eigenen Gruppe, andererseits handelte 
es sich um eine kriminelle Organisation, die 
nach außen gewirkt hat und beispielsweise 
mit den chilenischen Geheimdiensten kol-
laborierte. Die Straftaten wurden auf chile-
nischem Territorium begangen, allerdings 
waren die Täter deutsche Staatsbürger. Das 
hat zu einem Hin-und-Herschieben der Ver-
antwortlichkeiten zwischen der BRD und 
Chile geführt, sowohl auf der Ebene der 
Justiz als auch auf der politischen.

Während die chilenische Untätigkeit 
zu Zeiten der Diktatur einfach zu 
erklären ist, herrschten in der BRD 
formal immer demokratische Verhält-
nisse.

Wichtige Teile der Union, insbesondere der 
CSU, sympathisierten mit Pinochet. Eine 
Militärdiktatur, die ökonomische Interessen 
des westlichen Lagers absicherte, war einer 
demokratisch-sozialistischen Regierung 

vorzuziehen. Solche Haltungen überwogen 
auch im Auswärtigen Amt. In den ersten 
Jahren der Pinochet-Diktatur kam aus der 
Botschaft der BRD in Santiago kein kriti-
sches Wort zur Colonia, obwohl es diverse 
Hinweise auf Menschenrechtsverletzungen 
gab.

Spätestens ab 1977, als Amnesty Inter-
national eine umfangreiche Broschüre 
mit Zeugnissen von Überlebenden 
der Folter herausgab und der Stern 
den Beitrag »Das Folterlager der 
Deutschen« veröffentlichte, waren 
die Verbrechen der Colonia Dignidad 
einem interessierten Publikum in der 
BRD zugänglich. Änderte sich in der 
Folge das Verhalten von Auswärtigem 
Amt und bundesdeutscher Botschaft 
in Santiago?

Der Botschafter stellte sich vor die Medien 
und sagte, das könne nicht sein, er sei dort 
gewesen und da gebe es kein Folterlager. 
Mindestens bis 1985 haben sich Botschaft 
und Auswärtiges Amt immer sehr zurück-
gehalten. 1984/85 flohen zwei Ehepaare aus 
der Colonia Dignidad und erstatteten um-
fangreich Bericht über die dort begangenen 
Verbrechen. Aufgrund dieser Berichte, vor 
allem aber als Ende der 80er das Ende der 
Diktatur absehbar war, wurde von Men-
schenrechtsverletzungen innerhalb der Co-
lonia gesprochen und die Junta dazu aufge-
rufen, sie zu beenden. Das Auswärtige Amt 
bemühte sich jedoch stets, nicht zuzulassen, 
dass die Verantwortung dafür als eine west-
deutsche gesehen wurde.

Am 11. September jährt sich der 
Putsch gegen Allende zum 50. Mal. 
Wie steht es um die Aufarbeitung der 
Verbrechen der Colonia Dignidad?

Deutschland ist zum sicheren Hafen für 
die Täter der Colonia Dignidad geworden. 
Das ist skandalös. Die Justiz der BRD ist 
den Verbrechen nie in angemessener Weise 
nachgegangen. Zwar wurden immer wie-
der Ermittlungsverfahren geführt, jedoch 
nie Anklage erhoben. Wäre die chilenische 
Justiz nicht tätig geworden, würden die Ver-
brechen der Colonia Dignidad rein recht-
lich nicht existieren. Diese Straflosigkeit 
ermöglichte es, dass weitere Taten began-
gen wurden, weit über das formale Ende 
der Diktatur 1990 hinaus bis zur Verhaftung 
von Paul Schäfer 2005. 2016 hielt der dama-
lige Präsident Frank-Walter Steinmeier eine 
bemerkenswerte Rede  – eine Mea culpa, 
die jedoch sehr sanft formuliert war und 
nur moralische Verantwortung anerkannte. 
Trotzdem ist danach erst wenig passiert. 
Am historischen Ort der Verbrechen gibt es 
bis heute keine Gedenkstätte.

� Interview: Frederic Schnatterer

»Staat im Staate und 
Schlüsselakteur bei 
der Repression«
Über die Colonia Dignidad in Chile.  
Ein Gespräch mit Jan Stehle

Jan Stehle ist am For-
schungs- und Dokumen-
tationszentrum Chile-
Lateinamerika (FDCL) 
in Berlin tätig. Er forscht 
seit Jahren zum Thema 
Colonia Dignidad und 
setzt sich für die Aufar-
beitung der dort began-
genen Verbrechen ein. 
2021 erschien seine Dis-
sertation »Der Fall Colo-
nia Dignidad – Zum Um-
gang bundesdeutscher 
Außenpolitik und Justiz 
mit Menschenrechtsver-
letzungen 1961–2020« 
im Transcript-Verlag.

Download unter:  
https://www.transcript-
verlag.de/978-3-8376-
5871-2/der-fall-colonia-
dignidad/
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Protest gegen die Colonia Dignidad in Bonn, 1988
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Klaus Müller /Knut Hüller
Der Dialog
Ein Gespräch über Sinn und Unsinn 
der politischen Ökonomie

2020 veröffentlichte die Exit-Redaktion ei-
nen Totalverriss des Autors Knut Hüller auf 
das ein Jahr zuvor erschienene Buch Klaus 
Müllers „Auf Abwegen“. Müller hat 2021 
darauf geantwortet. In diesem Buch werden 
diese Artikel nun vollständig publiziert, ein-
schließlich der weiteren, nicht veröffentlich-
ten Wortmeldungen der beiden Autoren, in 
der Annahme, das Streitgespräch zwischen 
ihnen könnte andere anregen, sich an der 
Diskussion zu beteiligen und sie fortzusetzen.

ca. 150 Seiten, 18 €, 
ISBN 978-3-946946-35-9
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(…) und darum liest du an / den Straßen, 
Plätzen dann / so Namen wie die / Rosa 

Luxemburg, Ernst Thälmann, / Lumumba, 
Ho Chi Minh / und Solidarität, / weil 
nämlich anderswo / der Kampf noch 

weitergeht 
Franz Josef Degenhardt, »Ja, dieses 

Deutschland meine ich«, 1972

Deutschland 1973« – das waren 
auch in Sachen Chile zwei 
Welten. Die in der Koloni-
altradition verankerte Haltung 

der politischen Führung Westdeutschlands 
zu Freiheitsbewegungen im »Trikont« ori-
entierte sich an den Interessen der herr-
schenden Klasse. Ob beim südlichen Af-
rika, in Mosambik und Angola oder im 
Vietnamkrieg  – das geschah unabhängig 
davon, wer gerade regierte. Es galt auch für 
die sozialliberale Regierung unter Kanzler 
Willy Brandt (1969–1974), die deutlich auf 
Distanz zur Regierung der Unidad Popular 
(UP) in Chile ging und sich an deren Desta-
bilisierung beteiligte. Die reiche BRD strich 
»Entwicklungshilfe« und Millionenkredite. 
Lediglich drei Projekte der »Kapitalhilfe« 
in Höhe von knapp drei Millionen D-Mark 
wurden 1971 und 1972 noch bewilligt, fest 
eingeplante oder informell in Aussicht ge-
stellte Neuzusagen indes eingefroren.

Hilfe aus Ostberlin
Die an Devisen dauerklamme DDR gewähr-
te dem unter gewaltigem ökonomischem 
Druck stehenden Chile demgegenüber noch 
im Frühjahr 1973 einen Kredit von immer-
hin 15 Millionen US-Dollar. Mit Stand vom 

11. September 1973 hatte Santiago von den 
insgesamt vergebenen 49  Millionen US-
Dollar 28  Millionen abgerufen. Zwischen 
1971 und September 1973 arbeiteten mehre-
re hundert DDR-Experten in Chile: in der 
Kupferverarbeitung, der Chemieindustrie, 
der Fischerei, der Landwirtschaft, im Rund-
funk und in vielen anderen Bereichen. Am 
25. Januar 1973 lief der erste DDR-Frachter, 
die »Ferdinand Freiligrath«, in den Hafen 
von Valparaíso ein, es folgten im Mai wei-
tere, aus Spendengeldern finanzierte La-
dungen. Noch Ende August und im Septem-
ber 1973 legten drei Schiffe mit insgesamt 
8.423 Tonnen Solidaritätsgütern im Wert 
von 32 Millionen Mark der DDR in chile-
nischen Häfen an. Zwei Wochen nach dem 
Putsch brach die DDR ihre diplomatischen 
Beziehungen zu den »Mumien« (Floh de 
Cologne, »Kantate für Rockband«, 1974) 
um General Augusto Pinochet ab.

Die enge Freundschaft und auch die ma-
terielle Solidarität hatten sich im Zuge der 
Allende-Präsidentschaft ab 1970 zu einem 
Wesenszug der staatlichen Beziehungen ent-
wickelt. Trotz ihrer beschränkten ökonomi-
schen Möglichkeiten weitete die DDR ihre 
Hilfe kontinuierlich aus. Die westdeutschen 
Sozialdemokraten unter Brandt ließen den 
Genossen aus der Sozialistischen Internati-
onale, Salvador Allende, links liegen, wäh-
rend in Ostberlin die Vorsitzenden der UP-
Parteien, der Sozialist Clodomiro Almeyda 
und der Kommunist Luis Corvalán, herzlich 
begrüßt wurden. Wie auch Gladys Marín, 
Vorsitzende des kommunistischen Jugend-
verbandes in Chile, die vor dem Putsch 
während der X. Weltfestspiele der Jugend 
und Studenten in Berlin begeistert gefeiert 

worden war. Die in der DDR gelebte Erfah-
rung, dass Solidarität unteilbar ist, wurde – 
vielleicht Vietnam ausgenommen – nie so 
greifbar und begreiflich wie angesichts der 
Ereignisse in jenem Land im weit entfernten 
lateinamerikanischen Süden – und zwar vor 
wie nach dem Putsch.

Insgesamt mehr als 5.000 chilenische 
Flüchtlinge nahm die DDR ab September 
1973 auf und wurde damit zu einem Zent-
rum des chilenischen Widerstandes gegen 
die Pinochet-Junta. Das kulturelle Leben 
wurde vielfach von der Solidarität mit Chi-
le geprägt, die Probebühne des Deutschen 
Theaters brachte Pablo Nerudas »Glanz und 
Tod des Joaquín Murieta« in einer avantgar-
distischen Inszenierung. Das 4. Festival des 
politischen Liedes im Februar 1974 widme-
te sich Antifaschismus und Internationalis-
mus: Daniel Viglietti sang »Por todo Chile« 
und »A desalambrar«, später präsentierte 
Mikis Theodorakis Nerudas »Canto Gene-
ral«, Víctor Jaras »Te recuerdo Amanda« 
landete vorn bei der DT 64-Hitparade, und 
diverse Künstler beteiligten sich an der LP 
»Die Rose von Chile«: Renft, Reinhard 
Lakomy, Puhdys, Chris Doerk …

Wenn heute von »verordnetem Antifa-
schismus« oder gar erzwungenem Internati-
onalismus im Osten die Rede ist, kann dem-
gegenüber auf die Solidaritätsbewegung für 
Chile und Vietnam verwiesen werden. Das 
kommt der Wirklichkeit des Lebens in der 
DDR näher als jede Geschichtsdoktrin. Es 
regt zudem zu der Frage an, warum in der 
alten – und neuen – BRD Solidarität teil-
bar ist und ausschließlich von unten wach-
sen kann, von der Basis gesellschaftlicher 
Umbrüche, in Bewegungen  – selbst wenn 
aktuell auch die Regierenden gerne »Soli-
darität« und »Moral« im Munde führen.

Breite Mobilisierung
Die ersten Chile-Komitees in der BRD ent-
standen Monate vor dem September 1973 
in Heidelberg, Tübingen und Frankfurt am 
Main. Flugblätter und Schriften kursierten 
überall nach dem schockierenden Ende von 
Allende und Víctor Jara und dem Beginn 
des unfassbaren Terrorregimes. In der BRD 
demonstrierten mehr als 150.000  Men-
schen, es entstanden an die tausend Chile-
Gruppen. Das Thema spielte in der Öffent-
lichkeit, in Gewerkschaften, Berufsverbän-
den und Parteien eine bedeutende Rolle. In 
der Essener Grugahalle gaben 1974 Quila-
payún, Inti-Illimani, Isabel Parra, Patricio 
Castillo sowie aus der BRD Floh de Colo-
gne, Dieter Süverkrüp, Franz Josef Degen-
hardt und Dietrich Kittner ein großartiges 
Solidaritätskonzert.

Kaum jemand kam an dem Thema vor-
bei. Die Solidaritätswelle geriet zum Vor-
bild für spätere Projekte zu Nicaragua, Gre-
nada, Venezuela, Bolivien. Diskussionsver-
anstaltungen in Stadt und Land gehörten 
zum Alltag  – auch kontroverse zu eher 
theoretischen Fragen eines »friedlichen 
Übergangs vom Kapitalismus zum Sozialis-
mus«, die indes mit der grausamen Realität 
in Chile wenig zu tun hatten. Gladys Marín, 
zunächst untergetaucht in Chile und im Wi-
derstand, fand in den Niederlanden, der 
DDR und der Sowjetunion Zuflucht. Die 
Spur ihres verschleppten Ehemanns Jorge 
Muñoz verliert sich irgendwo in einem der 
Lager. Tausende starben unter der Folter. 
Am 11. September 1973 erfuhr die bis dahin 
so sicher geglaubte historische Wende zu 
einer von Ausbeutung und Unterdrückung 
befreiten Welt den ersten, fürchterlichen 
Rückschlag.

Nachtrag: Als 1991, knapp zwei Jahr-
zehnte später, Erich und Margot Honecker 
auf der Flucht vor der westdeutschen Sieger-
justiz und einem Lynchmob im bereits kri-
sengeschüttelten Moskau landeten, erhiel-
ten sie Asyl in der chilenischen Botschaft. 
Der Gastgeber hieß Clodomiro Almeyda. 
Nach Intervention der Kohl-Regierung und 
Boris Jelzins wurde er als Botschafter abbe-
rufen, der ehemalige DDR-Staatsratsvorsit-
zende in die Justizvollzugsanstalt Moabit 
verfrachtet, in der er schon zwischen 1935 
und 1937 gesessen hatte, seine Frau reiste 
nach Chile aus.
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Die Rose  
von Chile
Die Solidaritätsbewegungen mit 
Chile in der Bundesrepublik und der 
Deutschen Demokratischen Republik 
im Vergleich. Von Gerd Schumann

Gladys Marin, Vorsitzende des kommunistischen Jugendverbandes in Chile zu Besuch in Berlin, Hauptstadt der DDR, 
hinter ihr links Egon Krenz, Juli 1974
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  50 Jahre 11.9. −der
           Kampf geht 
                   weiter!

Der chilenische Arzt
Miguel Enríquez (u.)
wurde mit 23 Jahren Führer der re-
volutionären Linken seines Landes 
(MIR). Nachdem 1970 ein Parteien-
bündnis unter dem Sozialisten Sal-
vador Allende die Wahlen gewann,
unterstützte die MIR seine Sozialpo-
litik, ohne in der Regierung mitzu-
arbeiten − man sah das Scheitern 
des parlamentarischen Weges zum
Sozialismus voraus: Am 11. Septem-
ber 73 wurde die rechtmäßige Regie-
rung durch einen verbrecherischen 
Militärputsch zerschlagen. Allende
                  verließ sein Regierungs- 
                     gebäude nicht. Kurz 
                      vor seinem Tod über-
                       mittelte er noch eine 

                        
        
                          

Nachricht an 
Enríquez: Nun 
sei es an ihm, die gemeinsame 
Sache fortzuführen. Die MIR ging 
in den Untergrund und wurde ein 
Hauptziel der Repression. Nach ei-
nem Jahr wurde Enríquez von der 
Geheimpolizei aufgespürt und er-
mordet. In Kuba wurden chileni-
sche Kämpfer ausgebildet und ihre 
Kinder wuchsen dort in Sicherheit 
auf. Neue Menschen setzten den 
Kampf um soziale Gerechtigkeit in 
Chile und weltweit fort.
Kuba war und ist Bastion und Bei-
spiel für eine humanere Zukunft. 
Wir unterstützen seit Jahrzehnten
das nach Miguel benannte Hospi- 
tal in Havanna. Zeigen wir den dort
Tätigen anlässlich dieses Tages, 
dass wir mit ihnen gemeinsam die
Geschichte und Gegenwart verstan-
den haben. Eure Spende unter dem 
Stichwort ‚Miguel Enríquez‘ ist der-
zeit ein wichtiger Beitrag dazu.
                        
        
                          

Freundschaftsgesellschaft BRD-Kuba e.V.
Maybachstr. 159, 50670 Köln · Tel. 0221-2405120 · www.fgbrdkuba.de
Spenden (steuerlich absetzbar) IBAN: DE96 3702 0500 0001 2369 00 

zeit ein wichtiger Beitrag dazu.

Günther Wessel
Salvador Allende
Eine chilenische Geschichte
256 Seiten, 21 Abbildungen 
Hardcover mit Schutzumschlag 
ISBN 978-3-96289-196-1
25,- €

www.aufb au-verlage.de/ch-links-verlag

Am 11. September 2023 
jährt sich zum 50. Mal 
der Militärputsch gegen 

Chiles frei und demokratisch gewählten 
Präsidenten Salvador Allende. Mit dessen Freitod 
endete der Versuch eines  demokratischen Sozialismus, der 
weltweit Beachtung fand.  Günther Wessel erzählt mit Rückgriff  
auf viele Interviews die Biografi e Allendes und die Geschichte 
des schmalen Landes bis heute. Erneut regiert ein 
Linksbündnis Chile – und Verteidigungsministerin ist 
Maya Fernández Allende, eine Enkelin Allendes.

50 Jahre nach dem Putsch in Chile: 
Steht Chile vor einem neuen Aufb ruch?

Erhältlich 
in Ihrer 

Buchhandlung

Chiles frei und demokratisch gewählten 
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Wie allgemein bekannt 
ist, starb der chilenische 
Dichter und Diplomat 
Pablo Neruda am 23. Sep-

tember 1973. Viele, die Neruda in seinen 
letzten Tagen in der Klinik begleiteten, 
wussten, dass er seit 1969 an Prostatakrebs 
erkrankt war. Während seiner Zeit als Bot-
schafter in Frankreich hatte er sich zwei 
Operationen unterziehen müssen. Man 
ging daher davon aus, dass er an den Fol-
gen der Krankheit gestorben war.

Manuel del Carmen Araya Osorio, Ne-
rudas Sekretär, Chauffeur und Leibwäch-
ter, äußerte hingegen fast dreißig Jahre 
später in einem Interview mit der mexi-
kanischen Zeitschrift Proceso (8.5.2011), 
dass Neruda mittels einer Giftinjektion 
ermordet worden sei. Man habe ihn daran 
hindern wollen, Chile zu verlassen und so 
zu einem der einflussreichsten Gegner des 
Pinochet-Regimes zu werden. Die Nach-
richt ging um die Welt. Die Kommunisti-
sche Partei Chiles reichte daraufhin eine 
Klage vor einem Berufungsgericht in Sant-
iago de Chile ein, die am 31. Mai 2011 vom 
Strafgerichtshof in Santiago angenommen 
wurde.

Was für den Leser wie eine phantas-
tische Geschichte aussehen mag, macht 
eine Prüfung der Vorwürfe trotzdem nötig, 
da es einen Präzedenzfall gibt: den von 
Eduardo Frei Montalva, chilenischer Prä-
sident zwischen 1964 und 1970. Der hatte 
den Militärputsch im Jahr 1973 zunächst 
befürwortet in der Annahme, dass sich die 
Militärs nach einer kurzen Übergangszeit 
in die Kasernen zurückziehen würden und 
das Land rasch zur bürgerlichen Demokra-
tie zurückkehren würde. Aber die Militärs 
hatten andere Pläne. Frei wurde dann einer 
der erbittertsten Gegner der Militärjunta. 
1982 starb er nach einer Operation in der 
Klinik Santa María, in der auch Neruda 
starb. Fast drei Jahrzehnte glaubte man, 
dass Frei an einem septischen Schock ge-
storben sei, aber eine Untersuchung im 
Jahr 2009 stellte fest, dass Eduardo Frei 
vergiftet wurde. Agenten der CNI, der 
Nachfolgeorganisation der berüchtigten 
Dina (Leitung des Nationalen Geheim-
dienstes), hatten ihm eine Giftspritze in 
den Bauch verabreicht. Am 18.  August 
2023 hat der chilenische Oberste Ge-
richtshof dessen ungeachtet einstimmig 
den Freispruch der sechs zuvor wegen des 
Verbrechens verurteilten Personen verfügt 
und bestätigt, dass Frei lediglich an medi-
zinischen Komplikationen verstorben sei. 
Unter den Richtern war auch die Juristin, 
die die Entscheidung im Fall Neruda zu 
fällen hat: Paola Plaza. 

Unstimmigkeiten und Widersprüch-
lichkeiten in den Aussagen bezüglich des 
Todes von Neruda machten es der chileni-
schen Justiz schwer, zu einem eindeutigen 
Ergebnis zu kommen. Auch die Mitglieder 
der Familie Reyes (Nachkommen der Brü-
der des Dichters und andere Verwandte) 
waren sich nicht einig, wie weiter verfah-
ren werden sollte. Über die Frage, ob die 
sterblichen Überreste des Dichters exhu-
miert werden sollten, kam es zu erheb-
lichen Auseinandersetzungen zwischen 
den Erben, die in einem öffentlichen Streit 
mündeten. Hinzu kam, dass der die Un-
tersuchung leitende Richter Mario Carro-
za stets eine Absage erhielt, wenn er die 
Akten anforderte, mit immer der gleichen 
Begründung: Es lägen keine Akten vor. 

Seit Dezember 2011 musste sich der 
Untersuchungsrichter mit einem neuen 
offiziellen Antrag des Rechtsanwalts der 
Kommunistischen Partei, Eduardo Con-
treras, beschäftigen, der eine Obduktion 
des Leichnams forderte. Die Pablo-Ne-

ruda-Stiftung und ihr Präsident Agustín 
Figueroa stellten sich gegen ein solches 
Anliegen. Im Februar 2013 ordnete Carro-
za schließlich an, dass die Leiche Nerudas 
zu exhumieren sei. Die Exhumierung fand 
am 8. und 9. April 2013 in Santiago de 
Chile statt. Es wurde eine Kommission 
von sechzehn Experten gebildet, die die 
Untersuchung vornehmen sollte.

Seitdem haben sich drei Gremien von 
Gutachtern und Sachverständigen mit dem 
Fall befasst. Die ersten Untersuchungen 
im Jahr 2013 ergaben, dass der Dichter 
an fortgeschrittenem Prostatakrebs litt 
und eine Vergiftung ausgeschlossen sei. 
Eine weitere Untersuchung des Leichnams 
erfolgte im Juli 2013. Am 8. November 
wurden auf einer Pressekonferenz in San-
tiago de Chile die Ergebnisse der Unter-
suchungskommission veröffentlicht. Sie 
besagen, dass es nach dem aktuellen Stand 
der Wissenschaft keinen Nachweis dafür 
gibt, dass Pablo Neruda ermordet wor-
den sei. Die Kommission stellte außerdem 
fest, dass die besonderen Umstände und 
die Zeitspanne, die seit dem Tod vergan-
gen ist, keine eindeutige Aussage über die 
Todesursache zulassen. Deswegen haben 
sowohl der Untersuchungsrichter Carroza 
als auch der Leiter der Untersuchungskom-
mission, Patricio Bustos, betont, dass die 
Frage einer möglichen Ermordung Neru-
das weiter offen bleibt.

Im Jahr 2016 wurden nach einer Ehrung 
im Parlament die sterblichen Überreste 
des Dichters nach Isla Negra, südlich von 
Valparaíso, zurückgebracht. Weil aber die 
Fragen nach den Todesumständen Neru-
das nicht nachließen, kam es bereits ein 
Jahr später erneut zu einer Untersuchung. 
Das daraufhin erstellte Gutachten hielt 
fest, dass die Todesursache nicht die im 
Totenschein angegebene Kachexie (Ge-
wichtsverlust) gewesen war. Zudem wurde 
in einem Backenzahn ein Bakterium ge-
funden: Clostridium botulinum. Weitere 
Gutachten, die von einem kanadischen und 
einem dänischen Labor vorgelegt wurden, 
entstanden erst jüngst. Sie sollten klären, 
ob es sich bei dem entdeckten Bakterium 
um ein endogenes oder exogenes handelt, 
d. h. um ein solches aus dem eigenen Kör-
per oder eben um eine biologische Waffe.

Eine internationale Expertengruppe 
übergab am 15. Februar 2023 die Ergebnis-
se dieser dritten Untersuchung sowie den 
Abschlussbericht über den Tod von Pablo 
Neruda an die neue Untersuchungsrich-
terin Paola Plaza. Diese verkündete dar-
aufhin, dass die Experten keine Einigung 

erzielt hätten und die Ergebnisse nicht ver-
öffentlicht werden könnten. Aufgrund des 
Todesdatums wird der Fall Neruda wie 
zahlreiche andere Fälle von Menschen-
rechtsverletzungen des Pinochet-Regimes 
auf der Grundlage des Justizgesetzes, das 
bis 2005 in Kraft war, als geheim einge-
stuft. Plaza prüft derzeit die Gutachten, die 
für die Richterin selbst nicht bindend sind. 
Sie hat vor der Presse lediglich geäußert: 
»Eine gerichtliche Entscheidung kann sich 
nicht einzig und allein auf ein einziges 
Beweisstück stützen (…). Der Bericht tritt 
nun in die Phase der Prüfung und Überar-
beitung ein.« Fristen, bis wann das gesche-
hen sein muss, gibt es nicht.

Einer der Gerichtsmediziner, die an der 
Exhumierung Nerudas beteiligt waren, der 
Baske Francisco Etxeberria, formulierte in 
einem Interview eine vielleicht salomoni-
sche Lösung, als er sagte, dass der Dichter, 
unabhängig davon, ob er vergiftet wurde 
oder nicht, als »Opfer des Militärputsches 
von 1973« anerkannt werden sollte. »Ohne 
den Militärputsch hätte Neruda ein paar 
Monate länger gelebt« und wäre sicher 
nicht am 23. September 1973 gestorben. 
»Der Putsch könnte der entscheidende 
Faktor sein, der seinen Tod herbeiführte.«

David Schidlowsky ist Literaturwis-
senschaftler. Er veröffentlichte zuletzt 
»Pablo Neruda - Leben und Tod eines 
Dichters« (Berlin 2014).

Ein Opfer der Diktatur
Wurde Pablo Neruda von den Putschisten umgebracht? Über die Frage 
diskutiert die chilenische Gesellschaft bis heute. Von David Schidlowsky
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Genossen: Salvador Allende und Pablo Neruda in der Hafenstadt San Antonio, 1970

MEMORIA VIVA

LATEINAMERIKA 
IM AUFBRUCH

Buchvorstellungen, Vorträge, Filme und Gespräche ab 10. September

unter anderem mit
21. September - Dorothee Weitbrecht 

(Historikerin und Geschäftsführerin der Elisabeth Käsemann Stiftung)

24. September - Carlos Margotta 
(Präsident der Chilenischen Menschenrechtskommission)

17. Oktober - Jorge Montealegre 
(Autor, Journalist und Überlebender des Estadio Nacional de Chile)

24. Oktober - Héctor Abad Faciolince 
(Kolumbianischer Autor und Schriftsteller)

30. November - Juan Garcés 
(Spanischer Rechtsanwalt und Pinochet-Ankläger)

Infos: www.fritz-bauer-forum.de

Buchvorstellungen, Vorträge, Filme und Gespräche ab 10. September

Zum 50. Jahrestag des Putsches in Chile
Vier Bände aus der Bibliothek des Widerstands

zum Thema Chile in einem Paket zum Sonderpreis

1. Die Schlacht um Chile
Band 7, 304 Seiten mit 3 Filmen auf 2 DVD‘s

2. Salvador Allende und die Unidad Popular
Band 28, 230 Seiten mit 6 Filmen auf 2 DVD‘s

3. Diktatur und Widerstand in Chile
Band 29, 200 Seiten mit 6 Filmen auf 2 DVD‘s

4. Postdiktatur und soziale Kämpfe in Chile
Band 30, 200 Seiten mit 5 Filmen auf 2 DVD‘s

Gesamtwert der Einzelbände €119,60

Zum Sonderpreis von €49,90 plus Versandkosten

Direkt im Laika Webshop bestellen:
https://shop.laika-verlag.de/Buchpaket-Chile/LV-PKT-CHL

Laika Verlag GmbH • Gaußstr. 60 • 22765 Hamburg

Gegen das Vergessen!
50 Jahre nach dem von den USA inszenierten 

faschistischen Putsch in Chile gegen 
die demokratische Regierung Allende 

Wir gedenken den Tausenden von Ermordeten und 
Gefolterten unter der nach dem Putsch folgenden 
Diktatur. Viele Verbrechen sind bis heute ungesühnt. 
Der Faschismus erfordert entschiedenen Widerstand. 

Eine andere Welt ist möglich! 
¡Un otro mundo es possible! 

Vereinigung Schweiz-Cuba
4000 Basel
Information: www.cuba-si.ch 
IBAN CH69 0900 0000 4002 4767 6
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Linke auf Linie
Parteispitze spricht sich für  

wirtschaftliche Strafen gegen  

Russland  aus Metaller gegen Musk

Beschäftigte von Tesla in Grünheide 

wählen Betriebsrat. Manage-

ment trickst und täuscht

Asyl und Abschiebung 

EU-Mitgliedstaaten öffnen Grenzen 

für Flüchtlinge aus der Ukraine – 

aber nicht aus Belarus

Balanceakt am Bosporus

Türkei will Meerenge teilweise für rus-

sische Schiffe schließen. Keine 

schärferen Maßnahmen geplant

U SA und EU haben ihren an-

gekündigten Wirtschaftskrieg 

gegen Russland begonnen. 

Die am Wochenende beschlossenen 

Sanktionen wurden in der Nacht zum 

Montag, beziehungsweise am Mon-

tag in Kraft gesetzt. Wichtigstes Ele-

ment ist die weitgehende Blockade 

der Auslandsguthaben der russischen 

Zentralbank. Die Währungsreserven 

Russlands sind mit etwa 630 Milliar-

den US-Dollar mit die höchsten eines 

Staates weltweit. Durch die Konten-

sperrung wollen Brüssel und Washing-

ton verhindern, dass diese Mittel zur 

Stabilisierung der russischen Wirt-

schaft eingesetzt werden können. Das 

Ziel liegt nach den Worten von EU-

Kommissionspräsidentin Ursula von 

der Leyen darin, Russland zu »ruinie-

ren« oder  – so ein Sprecher des US-

Finanzministeriums  – die russische 

Wirtschaft »in den Rückwärtsgang zu 

schicken«. Tatsächlich gab der Rubel 

weiter nach, auch wenn die russische 

Zentralbank am Montag den Leitzins 

von 9,5 auf 20 Prozent verdoppelte.

Gleichzeitig räumten Vertreter der 

Sanktionierer ein, dass ihr Vorhaben 

nicht vollständig gelingen werde. Der 

EU-Außenvertreter Josep Borrell ver-

wies darauf, dass ein erheblicher Teil 

der Mittel wahrscheinlich in Ländern 

deponiert sei, die sich an den Sanktio-

nen nicht beteiligten. Borrell trat aber 

ukrainischen Forderungen nach einer 

sofortigen Aufnahme des Landes in 

die EU entgegen. Das stehe nicht auf 

der Tagesordnung. Auch die Schweiz 

schloss sich den Sanktionen am Mon-

tag an.
Außerdem bewilligte die EU am 

Wochenende 450 Millionen Euro 

an zusätzlicher Militärhilfe für die 

 Ukraine. Nicht einmal Luxemburg 

wollte abseits stehen und schickte 

100  Panzerabwehrraketen nach Kiew 

und erhöhte seinen Anteil an dem in 

Litauen stehenden NATO-Bataillon 

von zwei auf sechs Soldaten. Die EU 

gab zudem grünes Licht für die lang-

fristige Unterminierung der inneren 

Sicherheit in den eigenen Ländern. Es 

gab eine Reihe abwiegelnder State-

ments führender Politiker zu der 

Möglichkeit, dass EU-Bürger sich als 

Söldner in ukrainischen Diensten betä-

tigten. Die dänische Regierungschefin 

Mette Frederiksen sagte, es sei die 

private Entscheidung jedes einzelnen, 

ob er der von Präsident Wolodimir Se-

lenskij am Wochenende angekündig-

ten Fremdenlegion beitrete. Ähnlich 

äußerte sich die britische Außenminis-

terin Elizabeth Truss.
In den ukrainischen Städten herrscht 

teilweise schon ab 15 Uhr Ausgangs-

sperre. Wer danach noch auf der Straße 

angetroffen wird, gilt als russischer 

Saboteur und wird »entsprechend be-

handelt«, wie es in Mitteilungen diver-

ser Stadtverwaltungen heißt. Ein Ama-

teurvideo aus Kiew, das von einem 

Balkon aufgenommen wurde, zeigt, 

wie zwei Zivilisten mit Maschinen-

pistolen einen Autofahrer aus seinem 

Fahrzeug zerren, ihn erst mit Fußtrit-

ten misshandeln und dann aus eini-

ger Entfernung niederschießen. Die 

Sequenz endet damit, dass einer der 

Schützen an den liegenden Mann he-

rantritt und mit dem Fuß prüft, ob er 

noch lebt. Zum Lagebild gehört, dass 

Selenskij allen Strafgefangenen, die 

»die Ukraine verteidigen« wollten, die 

sofortige Freilassung versprochen hat. 

Das galt auch für mehrere Angehörige 

der faschistischen Bataillone aus der 

ersten Kriegsphase, die inzwischen für 

Morde auf eigene Rechnung und an-

dere Straftaten verurteilt wurden und 

mehrjährige Haftstrafen absaßen. In 

Einzelfällen sollen sie nach Angaben 

des oppositionellen Portals strana.

news aus ihren Knastgenossen ganze 

Abteilungen von »Vaterlandsverteidi-

gern« zusammengestellt haben.

Gleichzeitig verbreitet die Ukraine 

Mitteilungen über hohe Zahlen gefal-

lener russischer Soldaten. Der Stand 

vor jW-Redaktionsschluss lag bei 

5.300. Mit diesen Angaben kontras-

tiert eine Erklärung, die die ukraini-

sche UN-Botschafterin, Jewgenija Fi-

lipenko, abgab. Sie sagte in New York, 

bisher seien 352 ukrainische Zivilisten 

getötet und 1.700 verletzt worden. Das 

in beiden Meldungen zum Ausdruck 

kommende Zahlenverhältnis wider-

spricht dem Erfahrungswert, dass in 

modernen Kriegen bis zu 90 Prozent 

der Opfer Zivilisten sind.

Zwischen Russland und der  Ukraine 

begann unterdessen am Montag eine 

erste Gesprächsrunde über einen mög-

lichen Waffenstillstand. Das Treffen 

fand an der belarussisch-ukrainischen 

Grenze statt  – vermutlich auf bela-

russischer Seite, denn der Minsker 

Außenminister Wladimir Makej eröff-

nete die Sitzung mit einem Grußwort. 

Über den Verlauf der Gespräche wurde 

bis Redaktionsschluss nichts bekannt. 

Die ukrainische Seite hatte Maximal-

forderungen erhoben: Russland solle 

sofort abziehen und sein militärisches 

Gerät zurückzulassen. Statements von 

russischer Seite dazu gab es nicht.

Am Boden setzte die russische Ar-

mee ihren Vormarsch im Süden des 

Landes fort. Sie eroberte die Stadt Berd-

jansk und stieß weiter auf die Großstadt 

Mariupol vor, die 80 Kilometer östlich 

liegt. Im Norden besetzten russische 

Soldaten die Stadt Kupjansk im Be-

zirk Charkiw. Der Bürgermeister wurde 

für die kampflose Übergabe des Orts 

inzwischen als »Landesverräter« ange-

klagt. Im Umland von Kiew versuch-

ten russische Soldaten vom Morgen an, 

die Hauptverbindungsstraße von Kiew 

nach Westen zu erobern. Angeblich 

wurden sie durch ukrainische Kämp-

fer gestoppt und erlitten hohe Verluste. 

Auch in Charkiw kam der russische 

Versuch, die Stadt zu besetzen, offenbar 

nicht voran. Die Hauptlast der Verteidi-

gung tragen hier wohl Faschistenbatail-

lone. Jedenfalls tragen sie Bezeichnun-

gen wie »Freikorps«, und ihre Face-

bookseiten sind hinreichend eindeutig.

Weitere Beiträge im Innenteil

Strafen und verhandeln

WWW.JUNGEWELT.DE

US-Delegation auf dem 
Weg nach TaiwanWashington. Die USA entsenden 

eine Delegation ehemaliger 

hochrangiger Verteidigungs- und 

Sicherheitsbeamter nach Taiwan. 

Das teilte ein hoher Beamter der 

US-Regierung am Montag mit. 

Die Delegation wird voraussicht-

lich an diesem Dienstag in der 

abtrünnigen chinesischen Provinz 

eintreffen. Geplant ist ein Treffen 

mit Regierungschefin Tsai Ing-wen 

und Verteidigungsminister Chiu 

Kuo-cheng. Der Besuch unter 

der Leitung des ehemaligen Vor-

sitzenden der Generalstabschefs 

Michael Mullen erfolgt zu einer 

Zeit, in der Taiwan seine Alarmbe-

reitschaft gegenüber Beijing erhöht 

hat. Begleitet wird er von Meghan 

O’Sullivan, einer früheren stellver-

tretenden nationalen Sicherheits-

beraterin, und Michèle Flournoy, 

einer ehemaligen Unterstaats-

sekretärin für Verteidigung. Die 

Reise soll dazu dienen, »unsere an-

haltende Unterstützung für Taiwan 

zu demonstrieren«, so der Beamte 

gegenüber Reuters.  
(jW/Reuters)

UNO: Armut wird durch 
Klimawandel zunehmen

Genf. Erderwärmung und Extremwet-

ter schaden dem Weltklimarat IPCC 

zufolge bereits der Weltwirtschaft 

und drohen Millionen in Armut zu 

stürzen. Steigende Lebensmittelprei-

se, ein gestörter globaler Handel und 

Verwerfungen auf den Arbeitsmärk-

ten könnten die Folgen sein, warnten 

UN-Klimaexperten des IPCC in 

einem am Montag vorgestellten Be-

richt. Es bleibe nur noch »ein kurzes 

und sich schnell schließendes Zeit-

fenster zur Sicherung einer lebens-

werten und nachhaltigen Zukunft für 

alle«, sagte UN-Generalsekretär An-

tónio Guterres. Der Bericht betont, 

dass der Klimawandel die Welt viel 

stärker beeinflusst, als es Forscher 

bisher vorhergesehen haben. Die 

Fakten seien nicht zu leugnen, so 

Guterres. Nicht zu handeln sei daher 

kriminell. Bis 2050 könnten laut Be-

richt bis zu 183 Millionen Menschen 

zusätzlich unterernährt sein.  

 

(Reuters/jW)

Die russische (l.) und die ukrainische Delegation am Montag an der belarussisch-ukrainischen Grenze
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USA und EU beginnen Wirtschaftskrieg gegen Russland. Gespräche über 

Waffenstillstand zwischen Moskau und Kiew. Von Reinhard Lauterbach

wird herausgegeben von  

2.586 Genossinnen und  

Genossen (Stand 17.2.2022)

n www.jungewelt.de/lpg
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Vor OrtSeit Sonnabend gibt es in vielen 

Stadtbezirken im Donbass kein 

warmes Wasser mehr. In Charkiw 

schüren die Kiewer Behörden Kriegs-

hysterie. Zwei Reportagen aus der 

umkämpften Ukraine
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Westen ist weiter auf Rohstoffe ange-

wiesen und sanktioniert russi-

sche Wirtschaft
Rassistische Übergriffe

Straftaten gegen russischsprachige 

Menschen nehmen zu. Ukraini-

scher Botschafter provoziert

Zweifacher Anspruch

Streit zwischen den Machtzentren 

 in Ost- und Westlibyen  

verschärft Finanzhaie austricksen

Moskau könnte nach SWIFT-Aus-

schluss Alternative im chinesi-

schen CIPS-System finden

I n der Ukraine ist die Evakuierung 

der Zivilbevölkerung aus der um-

kämpften Großstadt Mariupol am 

Sonntag zum zweiten Mal gescheitert. 

Die ukrainische Stadtverwaltung be-

schuldigte wieder Russland, es habe 

keine Waffenruhe während der ur-

sprünglich für den ganzen Nachmittag 

und Abend geplanten Aktion garan-

tieren wollen. Dagegen beschuldigten 

Sprecher der »Volksrepublik Donezk« 

die in Mariupol stationierten Kämpfer 

des Nazibataillons »Asow«, die Evaku-

ierung durch »Provokationen« gestört 

zu haben. Man habe 300 Menschen 

in Sicherheit gebracht, so der Donez-

ker Militärsprecher Eduard Basurin. 

Dies ist nur ein kleiner Anteil der etwa 

200.000 Evakuierungswilligen in Ma-

riupol.
Möglicherweise enthalten beide 

Versionen Halbwahrheiten. Das russi-

sche Verteidigungsministerium gab am 

Sonntag bekannt, die Volksmiliz der 

Republik Donezk habe das am nördli-

chen Stadtrand von Mariupol gelegene 

Wohngebiet »Starij Krym« unter ihre 

Kontrolle gebracht. Dort finde jetzt 

eine »Säuberungsaktion« gegen die in 

kleinen Gruppen operierenden ukrai-

nischen Kämpfer statt. Das könnten 

die Kämpfe gewesen sein, wegen derer 

die Stadtverwaltung die Evakuierung 

absagte – obwohl die Busse mit Flüch-

tenden die Stadt in westlicher Richtung 

verlassen sollten.Am Sonnabend hatte der Bürger-

meister von Mariupol, Wadym Bojts-

chenko, über eine katastrophale 

humanitäre Situation in der Stadt be-

richtet. Mariupol, das vor dem Krieg 

etwa 500.000 Einwohner zählte, ver-

füge seit nunmehr fünf Tagen nicht 

mehr über Strom und habe seit Sonn-

abend auch kein Wasser. Dabei erklärte 

Bojtschenko nach einem Bericht der 

Frankfurter Rundschau vom Sonntag 

morgen interessanterweise, die Haupt-

wasserleitung für die Stadt sei schon 

vor Kriegsbeginn abgetrennt worden, 

jetzt sei auch die Reserveleitung aus-

gefallen. Das erstere Ereignis könnte 

die Folge des von den »Volksrepubli-

ken« mehrfach beklagten Versuchs der 

Ukraine sein, einen zur Trinkwasser-

versorgung der abgespaltenen Gebiete 

erforderlichen Kanal zu sperren. Denn 

dieser zu sowjetischen Zeiten ange-

legte Kanal führt durch die »Volks-

republiken« weiter nach Mariupol, so 

dass sich die Ukraine an dieser Stelle 

ins eigene Fleisch geschnitten haben 

könnte.
Auf der militärischen Seite meldete 

die Ukraine am Sonntag den Verlust 

der seit Beginn des Krieges umkämpf-

ten Kiewer Vororte Gostomel und But-

scha. Beide liegen am nordwestlichen 

Stadtrand der ukrainischen Hauptstadt. 

Präsidentenberater Orest Arestowitsch 

kommentierte die Mitteilung mit den 

Worten, die Ukraine werde sich noch 

auf viele schwere Momente einstellen 

müssen. Mit Verrat habe die Aufgabe 

der beiden inzwischen stark zerstörten 

Städte nichts zu tun.
Der Nachsatz verweist auf eine 

in der Ukraine offenbar um sich 

greifende Agentenparanoia. Am 

Sonnabend wurde ein Geschäftsmann 

namens Denis Kirejew, der noch zu 

Beginn der vergangenen Woche auf 

ukrainischer Seite an den Verhandlun-

gen mit Russland teilgenommen hatte, 

in Kiew auf offener Straße erschossen. 

Zuerst meldete der Inlandsgeheim-

dienst SBU, Kirejew sei des Landes-

verrats verdächtig gewesen und beim 

Versuch seiner Festnahme getötet wor-

den. Später beschwerte sich ein ande-

rer ukrainischer Geheimdienst, der Er-

schossene sei einer seiner wichtigsten 

Doppelagenten gewesen. Wegen des 

Verdachts des Landesverrats eröffnete 

die ukrainische Generalstaatsanwalt-

schaft auch Ermittlungen gegen den 

Parlamentsabgeordneten Ilja Kiwa 

von der »Oppositionsplattform für 

das Leben«. Dieser hatte kurz nach 

Beginn der Feindseligkeiten geschrie-

ben, Angehörige der ukrainischen 

Territorialverteidigung hätten auf den 

Straßen von Kiew mehrere Dutzend 

Menschen getötet. Unbestritten ist, 

dass zahlreiche verurteilte Kriminelle 

gegen das Versprechen, sich der Terri-

torialverteidigung anzuschließen, aus 

der Haft entlassen worden sind. Damit 

scheint sich ein Szenario aus dem Jahr 

2014 zu wiederholen, als Kiew schon 

einmal Kriminelle ins Militär entlas-

sen hatte. Viele von ihnen betätigten 

sich anschließend mit den vom Staat 

ausgeteilten Waffen in ihren alten Ge-

schäftsfeldern.Auf internationaler Ebene wie-

derholte die polnische Regierung 

frühere Erklärungen, Polen werde 

keine Kampfflugzeuge des sowjeti-

schen Typs MiG-29 an die Ukraine 

abgeben und diese auch nicht von 

polnischen Stützpunkten aus operie-

ren lassen. Diesen Gedanken hatte der 

EU-Außenbeauftragte Josep Borrell 

vorige Woche ins Gespräch gebracht. 

Am Wochenende erklärte US-Außen-

minister Antony Blinken bei einem 

Besuch in Moldau, die USA »schau-

ten sich dieses Thema sehr genau 

an«. Polen verfügt derzeit über etwa 

40  MiG-29, von denen 28 flugfähig 

sind. Einen Teil davon hatte Polen 

im ersten Jahrzehnt dieses Jahrhun-

derts für einen symbolischen Euro aus 

NVA-Beständen übernommen.

Der ukrainische Präsident Wolodi-

mir Selenskij wiederholte seine bitte-

ren Vorwürfe gegen die NATO, weil 

diese nicht bereit ist, eine sogenannte 

Flugverbotszone für den ukrainischen 

Luftraum einzuführen. Wer dies nicht 

wolle, nehme in Kauf, dass die Ukrai-

ner »langsam abgeschlachtet« würden, 

so Selenskij. Ukrainische Medien spe-

kulierten, dass dessen NATO-kritische 

Äußerungen der letzten Tage in Wahr-

heit die eigene Öffentlichkeit auf die 

Möglichkeit vorbereiten sollte, dass 

die Ukraine als Zugeständnis gegen-

über Russland ihre Neutralität erklä-

ren könnte. Die nächste Verhandlungs-

runde zwischen beiden Ländern ist für 

Montag nachmittag geplant. Sie soll 

wieder in Belarus stattfinden.
Weitere Beiträge im Innenteil

Elend in Mariupol

WWW.JUNGEWELT.DE

Flüchtlinge: Vorwürfe  
aus Paris an London

Paris. Zwischen London und Paris ist 

ein Streit über den britischen Um-

gang mit den Flüchtlingen aus der 

Ukraine entbrannt, die vom nord-

französischen Calais aus nach Groß-

britannien weiterreisen wollen. In 

einem Brief an seine britische Kolle-

gin Priti Patel beklagte Frankreichs 

Innenminister Gérald Darmanin 

einen »Mangel an Menschlichkeit« 

der britischen Behörden, die sich bei 

der Visavergabe stur stellten. Dem-

nach seien 150 ukrainische Geflüch-

te an den Grenzposten aufgefordert 

worden, nach Paris oder Brüssel zu 

fahren, um in den dortigen britischen 

Konsulaten Visa zu beantragen. 

Großbritannien müsse in Calais ech-

te konsularische Dienste anbieten, 

forderte Darmanin. Der britische 

Justizminister Dominic Raab er-

klärte gegenüber der BBC, Großbri-

tannien könne nicht einfach die Tore 

öffnen. Ein derartiger Schritt helfe 

den »echten Flüchtlingen« nicht. 

 

(AFP/jW)
Bundespolizei registriert 

37.000 Geflüchtete
Berlin. In Deutschland ist die Zahl 

der Flüchtlinge, die aus der Ukraine 

ankommen, am Wochenende weiter 

deutlich gestiegen. Nach Angaben 

des Bundesinnenministeriums 

registrierte die Bundespolizei bis 

Sonntag bereits 37.786 Geflüchtete 

aus der Ukraine. Das waren fast 

10.000 mehr als bis zum Vortag. 

Ein Sprecher des Ministeriums wies 

aber darauf hin, dass die tatsächli-

che Zahl deutlich höher sein könnte. 

Die Deutsche Polizeigewerkschaft 

forderte reguläre Kontrollen an den 

deutschen Grenzen zu Polen und 

Tschechien. Das Innenministerium 

erklärte bislang dazu lediglich, dass 

die Bundespolizei verstärkt »an 

den östlichen Binnengrenzen« kon-

trolliere. Die CDU forderte unter-

dessen einen zentralen Krisenstab 

des Bundes. Der Bund müsse auch 

zentrale Liegenschaften zur Verfü-

gung stellen, um die Unterbringung 

in Turnhallen und Schulen zu ver-

meiden.  

(dpa/jW)

Siehe Seite 2

In Mariupol wurde am Sonnabend 

die Wasserversorgung unterbrochen, 

Strom gibt es seit Tagen nicht mehr 

(4.3.2022)
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Evakuierung von Zivilisten zum zweiten Mal gescheitert. 

Anarchie und Repression in Kiew. Ukraine erhält keine 

Kampfflugzeuge. Von Reinhard Lauterbach

wird herausgegeben von  

2.586 Genossinnen und  

Genossen (Stand 17.2.2022)

n www.jungewelt.de/lpg
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PorträtIn den 50er Jahren war Heinar 

Kipphardt Chefdramaturg am Deut-

schen Theater. Eine Kampagne der 

SED trieb ihn in den Westen. Dem 

Dramatiker und Lyriker zum 100. Ge-

burtstag. Von Sven Hanuschek
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Berlin: Großflächige Schändung sow-

jetischer Gedenkstätte Trepto-

wer Park. Täter sprühen Parolen

Maidan bis Butscha
Ukraine-Krieg: An Aufklärung hat der 

Westen kein Interesse. Nur an 

der Verlängerung des Mordens

Krise des Systems
Agrarpolitik: EU-Minister wollen Öko-

flächen für Anbau nutzen – 

BUND sieht darin Vorwand

Patriarchat und Party
Internationales Frauenfilmfest: Filme-

macherinnen erzählen vom 

Kampf gegen UnterdrückungE s waren Szenen einer 
Groteske, die sich am 

Mittwoch in der Zentra-

le der Basisgewerkschaft Uni-

one Sindacale di Base (USB) 

in Rom abspielten. Gegen elf 

Uhr betraten Beamte der italie-

nischen Gendarmerie, der Ca-

rabinieri, die Geschäftsräume 

der Gewerkschaft, vorgeblich 

in der Absicht, nach Waffen zu 

suchen. Sie gingen einem ent-

sprechendem Hinweis nach, 

der anonym eingegangen sei. 

Einen richterlichen Durchsu-

chungsbeschluss besaßen die 

Polizisten nicht. Rechtliche 

Grundlage der Razzia war ein 

Paragraph aus den Zeiten der 

»bleiernen Jahre« der 1960er 

und 70er. Seit der Zeit des Fa-

schismus hat es in Italien keine 

Durchsuchung eines Gewerk-

schaftshauses mehr gegeben.

Nach kurzer Zeit fanden die 

Carabinieri, was sie offenbar 

hatten finden wollen: eine Pis-

tole, nachlässig in Zellophan 

eingewickelt, herausgefischt 

aus dem Spülkasten einer Her-

rentoilette. »Sie wussten bereits 

genau, wo die Waffe versteckt 

war«, sagte Pierpaolo Leonar-

di am Donnerstag gegenüber 

junge Welt. »Unsere Zentrale 

ist recht groß, mehr als 1.000 Quad-

ratmeter, aber sie wussten genau, wo 

sie danach suchen mussten.« Dabei 

erhärtete einer der Beamten wohl un-

beabsichtigt den Verdacht, dass es 

sich um eine fingierte Aktion han-

deln dürfte, als er bekannte: »Eine 

Person mit Vor- und Zunamen hat die 

Waffe hier deponiert.«
Die Räumlichkeiten der 

USB-Zentrale sind ganztägig öffent-

lich zugänglich. »Sicherlich der letzte 

Ort, an dem man etwas verstecken 

würde, von Waffen ganz zu schweigen. 

Aber sicherlich der erste Ort, an dem 

ein solches Manöver unternommen 

wird, um eine ganze Organisation zu 

diskreditieren«, hieß es in einer ers-

ten Erklärung der Gewerkschaft vom 

Mittwoch. Die einzigen von der USB 

eingesetzten Waffen seien Streiks und 

Demonstrationen.Der Zeitpunkt der versuchten Dis-

kreditierung erfolgt erkennbar nicht 

zufällig. Bereits Mitte März teilte 

die USB mit, dass Arbeiter des Flug-

hafens Galileo Galilei in Pisa sich ge-

weigert hatten, als »humanitäre Hil-

fe« getarnte Waffen für die  Ukraine 

zu verladen. In der vergangenen 

Woche folgten Hafenarbeiter 

in Genua einem Aufruf der 

USB und legten für 24 Stunden 

ihre Arbeit nieder, um gegen 

die Verladung von Kriegsgerät 

zu protestieren.Der jetzige Versuch, der 

USB einen unerlaubten Waf-

fenbesitz unterzujubeln, sei 

ein »völlig lächerlicher Vor-

wand«, um die Botschaft zu 

lancieren, dass »wir den Herr-

schenden lästig sind«, ließ die 

USB-Zentrale mitteilen. Leo-

nardi erklärte auf jW-Nachfra-

ge: »Das ist eine Provokation 

gegen unsere Gewerkschaft, 

die gegen den Krieg kämpft 

und für den Austritt Italiens 

aus der NATO sowie für den 

Rückzug Italiens aus dem lau-

fenden Krieg.« Eine Einschät-

zung, die der Vorstandkollege 

Guido Lutrario auf einer am 

Mittwoch ad hoc anberaumten 

Pressekonferenz teilte: »Diese 

Provokation erfolgt zu einem 

besonderen Zeitpunkt. Wir 

stehen an vorderster Front im 

Kampf gegen die Lieferung 

von Waffen an Kriegsschau-

plätze und aktuell stehen wir 

vor den Wahlen der gewerk-

schaftlichen Vertretung im 

öffentlichen Dienst. Wenn sie 

glauben, dass sie uns so schwächen, 

dann irren sie sich.«Für den 22. April ruft die USB 

zu einem ganztägigen landeswei-

ten Streik in Industrie, Logistik und 

Handel auf. Der Ausstand soll eine 

Manifestation der Arbeiterinnen und 

Arbeiter gegen den Krieg werden. 

Das Motto lautet: »Runter mit der 

Rüstung, rauf mit den Löhnen!«

Razzia bei Kriegsgegnern

Rücktritt im Jemen

WWW.JUNGEWELT.DE

Äthiopien: Militäroffensive 
gegen Rebellengruppe

Addis Abeba. Äthiopiens Armee hat 

eine Offensive gegen die Rebellen-

gruppe Oromo-Befreiungsarmee 

(OLA) gestartet. Die OLA habe in 

Oromia, dem größten Bundesland 

des Landes am Horn von Afrika, in 

dem sich auch die Hauptstadt Addis 

Abeba befindet, Zivilisten getötet 

und entführt sowie Menschenrechts-

verletzungen begangen, teilte die 

Regierung am Donnerstag mit. Sol-

daten hätten »mehrere Mitglieder 

der Rebellengruppe getötet«, sagte 

Oberst Abebe Geresu, der stellver-

tretende Sicherheitschef Oromias, 

nach einem Bericht der staatlichen 

äthiopischen Presseagentur. Die 

Militäroperation konzentriere sich 

auf die Gebiete Wollega, Guji, 

West- und Nordshewa. Weitere An-

gaben wurden nicht gemacht. Äthio-

pien hat die OLA als terroristische 

Gruppe eingestuft, nachdem sie sich 

mit der »Volksbefreiungsfront von 

Tigray« (TPLF) gegen die Zentral-

regierung verbündete. 
 (dpa/jW)Rekordhöhe von Dividenden 

deutscher Konzerne

Berlin. In der Pandemiezeit gab es 

staatliche Finanzspritzen, in diesem 

Jahr schütten deutsche Aktienge-

sellschaften die Rekordsumme von 

rund 70 Milliarden Euro Dividen-

den aus. Das berichtete der Spiegel 

am Donnerstag mit Berufung auf 

eine Dividendenstudie. Demnach 

handelt es sich um einen Anstieg 

um knapp 50 Prozent im Vergleich 

zum vergangenen Jahr und 22 Pro-

zent gegenüber dem bisherigen Re-

kordjahr 2019. Die größte Summe 

von 6,15 Milliarden Euro schüttet 

die Hamburger Reederei Hapag 

Lloyd aus, die in keinem Aktien-

index gelistet ist. Insgesamt zahlen 

40 im Deutschen Aktienindex ver-

tretene Konzerne mehr als 50 Mil-

liarden Euro aus, 47 Prozent mehr 

als 2021. An erster Stelle steht Mer-

cedes-Benz mit knapp 5,4 Milliar-

den Euro, gefolgt von der Allianz 

(4,4 Milliarden), BMW (3,8 Milliar-

den), Volkswagen (3,78 Milliarden) 

und Siemens (3,4 Milliarden Euro). 

 

(jW)

Griff ins Klo. Die Carabiniere wussten, wo sie die Pistole zu suchen hatten
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Carabineri durchsuchen Zentrale von Basisgewerkschaft in Rom. Zielstrebiger Fund 

einer Pistole. Hintergrund: Protest gegen Waffenexporte in Ukraine. Von Daniel Bratanovic

»Staatschef« übergibt Machtbefugnisse an Präsidialrat. Der soll Frieden verhandeln

D er »Staatschef« des Jemen, 

Abed Rabbo Mansur Hadi, 

übergibt alle seine Befugnis-

se mit sofortiger Wirkung und un-

widerruflich an einen neuen Präsi-

dialrat unter Führung des ehemaligen 

Innenministers Raschad Al-Alimi. 

Das erklärte Hadi, der seit über sie-

ben Jahren über keine demokratische 

Legitimation verfügt, am Donners-

tag morgen. Aufgabe des achtköpfi-

gen Rates sei es, das Land politisch, 

militärisch und in Sicherheitsfragen 

übergangsweise zu führen. Er soll mit 

den Ansarollah (»Huthis«), die große 

Teile des Landes kontrollieren, eine 

»endgültige und umfassende« Lösung 

des seit 2011 andauernden Konflikts 

verhandeln. Mit der Intervention einer 

von Saudi-Arabien und den Vereinig-

ten Arabischen Emiraten (VAE) an-

geführten Kriegskoalition hatte sich 

die Situation im Jahr 2015 erheblich 

verschärft. Erst wenn »vollständiger 

Frieden« wieder hergestellt sei, werde 

das Mandat des Rates auslaufen.

Außerdem setzte Hadi den Vizeprä-

sidenten Ali Muhsin Al-Ahmar per 

Dekret ab. Die Abberufung des Ge-

nerals, der diverse Militärkampagnen 

gegen die Ansarollah leitete, könnte 

dafür sprechen, dass es der militärisch 

in zunehmendem Maße in Bedrängnis 

geratenen »Anti-Huthi-Allianz« mit 

den geforderten Friedensgesprächen 

zumindest ernster ist, als dies in der 

Vergangenheit der Fall zu sein schien.

Saudi-Arabien, der wichtigste Ver-

bündete Hadis, begrüßte den Macht-

verzicht seines Schützlings und rief 

den Präsidialrat zur Aufnahme von 

Verhandlungen mit den Ansarol-

lah auf. Riad sagte Finanzhilfen in 

Höhe von drei  Milliarden US-Dol-

lar für den sich in einer schweren 

Wirtschaftskrise befindenden Jemen 

zu. In dem Land herrscht laut den Ver-

einten Nationen die schwerste huma-

nitäre Krise der Gegenwart.
Der Schritt Hadis erfolgte am letz-

ten Tag von Gesprächen zwischen den 

innerjemenitischen Konfliktparteien 

in Riad, die vom Golfkooperationsrat 

ausgerichtet wurden. Die Ansarollah 

hatten sich daran allerdings nicht be-

teiligt. Am Sonnabend war im Jemen 

die erste landesweite Feuerpause seit 

2016 in Kraft getreten. Wiebke Diehl
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ZuneigungDie Freundschaft zwischen China 

und Russland zeigt den USA Grenzen 

auf. Die Rückendeckung durch die 

Volksrepublik ermöglicht Russland, 

gegen die US-Politik langfristig 

Widerstand zu leisten. Von Harald 

Projanski
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